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Haſſermannſche Eventnalitäten.

„Provpozieren und dann ſchießen war die Loſung des Freiherrn Wilhehn v Hammerſtein. Bismarck von
großen Aderlaß und ſpäter ſind dann die ſchlimmen Worte
„vom Zerſchmettern“ und „zur Strecke bringen“ geſprochen.
Mittlerweile hät ſich die deutſche Sozialdemokratie zu ihrer
heutigen impoſanten Größe entwickelt, ohne daß ſie ihren
Gegnern die mindeſte Gelegenheit gegeben hätte, ihre blutigen
Phantaſien zur Tat werden zu laſſen. Selbſt jene geringen

die in heißblütigeren Ländern nicht zu vermeidennd, wurden in Deutſchland Porgſaltig vermieden. Jn keinem

Lande der Welt iſt die Arbeiterbewegung ſchlimmeren Provo
kationen ausgeſetzt als in Preußen Deutſchland in keinem
Lande der Welt aber hält ſie auch ſo muſterhaft und peinlich
die äußeren geſetzlichen Vorſchriften inne wie eben hier.

Unter ſolchen Umſtänden kann es nicht anders denn als eine
Jnfamie bezeichnet werden, wenn die Gegner der deutſchen
Arbeiterbewegung heute noch mit dem Gedanken einer Straßen
ſchlächterei ſpielen der Zynismus, der in ſolchen Aeußerungen
u Tage tritt, wirkt doppelt empörend zu einer Zeit, da die
oten von Petersburg und Warſchau kaum begraben

ſind, und ein ſittlich empfindender Menſch von ſolchen Gräueln
nicht anders ſprechen kann als mit dem Wunſche, daß ſie bei
uns zu Lande ſtets verhütet werden mögen.

Es war alſo eine ganz ausgewachſene Jnfamie, daß der
nationalliberale Abgeordnete Baſſermann in ſeiner
Dresdener Parteitagsrede, nachdem er die Taten des deutſchen
Militärs in Südweſtafrika gerühmt hatte, wörtlich fortſuhr:

Trotzdem übt die Sozialdemokratie im Reichstag nach wie
vor ihre gehäſſige Kritik am Heere. b
dieſes nicht nur eine ſtarke
Politik ſondern auch im Jnunern jeder Eventunalität ge
wachſen iſt.

Der Bericht der ren verzeichnet an dieſer Stelleder Baſſermannſchen Rede „Beifall“. La irgend ein ſpontaner

Widerſpruch gegen eine ſo ungeheuerliche Aeußerung liberaler
Geſinnung auf dem nationalliberalen Delegiertentage laut ge-
worden wäre, wird in keinem der vorliegenden Berichte ver
merkt. Schließlich ſprach der Vorſitzende Dr. Krauſe „dem
Redner unter brauſendem Beifall des Delegiertentages den
wärmſten Dank für ſeine meiſterhafte Rede aus. Auch jetztwurde kein Widerſpruch laut, und in der folgenden Diskuſion

nahm kein einziger Redner, auch kein „Jungliberaler“ Gelegen
heit, auf jene mit Beifall aufgenommene Aeußerung des Partei

zurückzukommen.
Worin beſtehen denn dieſe „Eventualitäten im Jnnern“

Herr Baſſermann kennt die Sozialdemokratie gut genug, um
u wiſſen, daß ein Handſtreich, durch den ſich eine ſozialdemo-Zratiſche Minderheit in den Beſitz der Staatsgewalt zu

ſetzen verſuchte, nicht zu befürchten iſt. Denn ein ſolches
Unternehmen wäre höchſt unſinnig und töricht von einer Partei,
die grundſätzlich auf dem Boden der Demokratie ſteht. So
lange eine demokratiſche Partei nicht ſo tiefe Wurzeln im Volks-
boden gefaßt hat,

nene t nene ccerrrrrrerrrTT2

Der unbekannte Vater.
Skizze aus dem Franzöſiſchen von Ernſt Däumig.

(Schluß.)
Frau Lécuyer ſah ein, daß ihr Mann ihr nicht bei dem

Werke helfen wollie, zu dem ſie von Mitleid und ihrem Ge-
wiſſen getrieben wurde. Sie hatte ein Gefühl in ſich, über
das ſie ſich nicht Rechenſchaft ablegen konnte, das aber un-
widerſtehlich war und in ihrem Innern mit geheimer aber be
fehlender Stimme ſprach und herrſchte.

Sie gehorchte dieſer Stimme, nahmkaſſe und brachte das Kind heimlich bei braven Leuten unter,
die ihr vom Arzte des Entbindungsinſtitutes empfohlen waren.
Sie lieferte die Kleidchen und das Wildkelzeug, machte die bei
Pflegern notwendigen Geſchenke und befand ſich ſomit in der
eigenartigen Lage, ein Kind verheimlichen zu müſſen, das nicht
das ihrige war. Nach und nach kam es ſo weit, daß dieſes
kleine bilſloſe Weſen einen Teil ihres eigenen Daſeins bildete.

Manchmal machte ſie ſich Vorwürfe, daß ſie ſolche Heimlich-
keiten vor ihrem Manne habe, er hatte aber damals ſo ener
iſch ſeine Abneigung zu erkennen gegeben, ſie in der aegenher moraliſch zu unterſtützen, daß ſie fürchtete, ein Be

kenntnis würde ſeinerſeits nur ein Eingreifen zur Folge haben,
das ihre menſchenfreundlichenelbſichten zu nichte machen würde.

Gaſton kam in die Schule und die Jahre vergingen. Frau
Lécuyer ſpielte ohne Vertrauten und ohne Berater die Rolle
weiter, die ſie auf ſich genommen hatte. Eines Tages erfuhr
ſie, daß das Kind eine Freiſtelle erhalten habe und in eine
Erziehungsanſtalt in der Rähe von Paris eintreten
hatte wiſſenſchaftliche Befähigung und zeigte ſich beſonders tüch
tig in der Mathematik, wobei es einen unermüdlichen Arbeits
eiſer und eine lebhafte Auffaſſimgsgabe an. den Tag legte.

rau Lécuyer bekam einen Brief in die Hände, den der Knabe
an ſeine Pflegeeltern geſchrieben hatte. er wünſchte, die Dame
einmal zu ſehen, die ſich ſo voller Güte e annähme, es
bereite Sm großen Kummer, die nicht zu kennen, die ihm ſeine
verſtorbene Mutter erſetze. Da hielt es Frau Jechver P
länger aus, ſie machte es möglich, ſich auf einen halben Tag

Sie weiß eb vunſere auswärtige 3

daß jede Gewaltanwendung ihr gegenüber

Nachdruck verboten.) z zu entfernen und verlangte eines Donnerstags Gaſton im Be

erfüllt von eifrigem Streben.

Geld aus ihrer Privat

von vornherein ein unfruchtbares Beginnen iſt, kann ſie auch
nicht mit der Möglichkeit rechnen, ſich ſelbſt in der Gewalt be
haupten zu können. Darum kann die Sozialdemokratie ihrem
innerſten Weſen nach gar nichts anderes treiben als friedliche
Propaganda, die jede Kraftprobe der materiellen Gewalten
vermeidet.

Herr Baſſermann weiß das ganz genau. Er weiß ganz
genau, daß man höchſtens erſt dann zum Schießen kommt,
wenn man nach hammerſteiniſchen Rezepten erſt tüchtig provo-
ziert hat. Herr Baſſermann weiß, daß, wenn überhaupt jemals
deutſche Arbeiter in den Straßen der deutſchen Städte ſtürben,
ſie nur ſterben würden in der Verteidigung angegriffener Volks-
rechte, alſo in der Verteidigung deſſen, was Herr Baſſermann
den „liberalen Gedanken neunt. Die „Eventualitäten im
Jnnern“ das weiß Herr Baſſermann ganz genau ſind
höchſtens dann möglich, wenn erſt eine reaktiondre Politik die
Maſſen des Volkes zur äußerſten Verzweiflung getrieben hat.
Es iſt ein ſtolzer Troſt dieſer liberale Troſt, daß in einem
ſolchen Falle das deutſche Heer ebenſo „jeder Eventualität“ ge
wachſen wäre wie Tſcherkeſſen und Donkoſaken! Es iſt ein
ſchöner Gedanke dieſer liberale Gedanke, daß ſich jemals
auf deutſchen Straßen deutſche Männer und Frauen in ihrem
Blute wälzen könnten!

Herr Baſſermann iſt, obgleich durch Geburt reaktionär be
laſtet, ſicherlich kein Rentier; nach einem Blutmenſchen ſieht
dieſer gelehrte und geſchniegelte Advokat gewiß nicht aus. Es
iſt alſo nicht individuelle Veranlagung ſondern vielmehr bürger-
licher Klaſſeninſtinkt, was ihm dieſe wüſten Blutphantaſien ins
Hirn treibt. Gegenüber der ungeheuren Gewalt des ſozial-
demokratiſchen Gedankens ſieht das Bürgertum keine Rettung
mehr als im Terrorismus der brutalen Gewalt. „Die Arbeiter
bewegung“, ſagte der nationalliberake Führer und Lockſpitzel
an eitier anderen Stelle ſeiner Rede, „iſt noch nicht abgeſchloſſen,
ein weiteres Anwachſen der Sozialdemokratie ift darum
zu befürchten wir müſſen deshalb damit rechnen, mit denlinksliberalen Parteien aber auch darüber hinaus die
Sozialdemokratie zu bekämpfen. Der badiſche National-
liberale reicht den oſtelbiſchen Junkern, den Mirbach und
Manteuffel die P zum Bunde, den Wilhelm v. Hammer
ſtein aus dem Grabe her ſegnet. „Erſt provozieren und dann
ſchießen!“ iſt ſeit Dresden auch nationalliberale Parole.

Tagesgeſchichte.
Halle a. S., 23. Mai 1905.

Der Reichstag
war am Montag nur etwa Dreiviertelſtunden verſammelt. Zu-
nächſt wurde faſt debattelos in erſter und zweiter Leſung der
von Mitgliedern aller Fraktionen unterſtüßzte Antrag Blell
angenommen, der die Handlungsagenten in bezug auf die
Gewerbelegitimation den ordentlichen Kaufleuten gleichſtellt.
Die Ueberſicht über Einnahmen und Ausgaben der
Schutzgebiete gab Junger ge Gelegenheit, für die
Kamerunbahn Reklame zu machen. D

ch e 432 h
ann folgte die Wieder

holung der am Sonnabend bekanntlich wegen Beſchluß Un“
fähigkeit nicht zuſtande gekommenen namentlichen Abſtimmung
über die Erhöhung der Reviſionsſumme. 95 Volks
vertreter hatten den wenig beneidenswerten Mut, für das be
abſichtigte neue Geldſackprivilegium zu ſtimmen. Dagegen
ſtimmten 48 Abgeordnete, 5 enthielten ſich. Das Haus war
alſo wieder beſchlußunfähig nnd die weitere Vertilgung
der umfangreichen Speiſekarte, die auf der Tagesordnung der
ſHoben dſdung ſtand, wurde auf Dienstag 1 Uhr ver-
choben.

Preußiſcher Landtag.
Jm Abgeordnetenhauſe wurde geſtern die Beratung

der Berggeſetznovelle, welche die Arbeiterverhält-
niſſe behandelt, zu Ende geführt. Das Reſultat der Abſtim
mung war, daß die Kommiſſionsbeſchlüſſe im all
Gr aufrecht erhalten wurden. Nur geringfügige

inzelheiten wurden geändert. Bekauntlich hat die Kommiſ
von dem in der Vorlage enthaltenen ſanitären Maximalarbeits-
tage nichts ſtehen laſſen. Sie hat dafür die Schaffung eines
ſogenaunten Geſundheitsbeirates beſchloſſen, auf h S
ſammenſehung natürlich die Arbeiter nicht den geringſten Cin
fluß haben, und dabei die ſehr dehnbare Beſtimmung getroffen
daß die Oberbergämter verpflichtet ſein ſollen, z prüfen, o
mit Rückſicht auf die Geſundheit der Arbeiter eine Feſtſetzung
der Dauer der täglichen Arbeitszeit geboten ſei. Bei dieſer
Prüfung ſoll der erwähnte Geſundheitsbeirat gutachtlich gehörtwerden. Obwohl der Miniſterpräſident Gro Bülow nicht
mehr durch die Feſtſpiele in Wiesbaden von Berlin ferngehalten
wird, überließ er doch Herrn Möller allein die Vertretung
der Regierung. Der preußiſche Handelsminiſter griff geſternzwar öfter als ſonſt in die Verhandlung ein ſeine Haltung
war aber diesmal ebenſo ſchwach wie in den früheren Be
ratungen. Er befürwortet prinzipiell die Regierungsvorlage,
ließ aber deutlich merken, daß er ſich ſchließlich auch mit den
Kommiſſionsbeſchlüſſen zufrieden geben würde. Einen anderen
Sinn können ſeine HKompromißvorſchläge, den ſanitären Maximal-
arbeitstag ſtatt bei 22 Grad Celſius, wie die r
vorſchlägt, erſt bei 24 Grad beginnen zu laſſen und weitere Ab
ſtufungen an der Verkürzung der Arbeitszeit' je nach der Höhe
der Temperatur vorzunehmen, nicht haben.

Die dritte Leſung der Vorlage wird auf Wunſch des
Grafen Bülow erſt am Freitag ſtattfinden. Bis dahin werden
die ſchon eingeleiteten Kompromißverhandlungen zwiſchen den
Mehrheitsparteien und der Regierung wohl zu Ende gefü
ſein. Eine Veradſchiedung der Vorlage vor Pfingſten erſcheint
jetzt kaum mehr möglich.

Heute ſtehen kleinere Anträge und Petitionen zur Beratung.

Ueber deutſche Pläne in Oſtaſien
behauptet das Londoner Blatt Reinold New Paper, die deutſche
Diplomatie verfolge trotz aller amtlichen Dementis die Abſicht,
in China Konzeſſionen zu erlangen und r zu dem
Zeitpunkte, wo die Friedensfrage zwiſchen Rußland und 2
zur Erörterung gelangen werde. Deutſchland werde die Ein
berufung einer internationalen Konferenz anregen, ſobald ſeitens
der beiden kriegführende Mächte der Wunſch ausgedrückt werde,
den Streit auf diplomatiſchem Wege zu erledigen. Obgleich

ſuchszimmer der Anſtalt zu ſehen.
Der Knabe ahnte ſofort, wer ſie ſei:
„Sie ſind die gute Dame!
Sie fand ihn nett, geſund, friſchen Geiſtes und Gemütes und

Seine klaren Augen leuchteten
vor Freude, als ſie ihm wnitteilte, daß ſie nach Beendigeun
ſeiner Studien für ihn eine Sinnme Geldes bereit halte, da
von ſeiner Mutter herrühre und daß ſich mit jedem Jahre ver-
mehre

„Dann werde ich reiſen!“ rief er aus. „Jch will alles ſehen
und alles kennen lernen.“

„Leb wohl“, ſagte ſie, als die Stunde zum Abſchiednehmen
ekommen war. „Ich laſſe Dir meine Adreſſe, denn ich halte

Dich für verſchwiegen und taktvoll. Aber ſchreibe mir nurwenn es unbedingt nötig iſt. Mein Mann, obgleich
er gut und mitleidig iſt, wollte nicht, daß ich die Verantwor-
tung für Deine Erziehung auf mich nehme Mein Un-
recht, das wirklich nicht groß iſt, wird mir ſicher einmal mit
Hilfe Deiner Klugheit und Deiner Leiſtungen verziehen wer-
den. Werde ein tüchtiger Menſch, das ſoll meine Entſchuldigung
und mein Lohn ſein.“

„Jch begreife“, ſagte der Knabe mit gewinnender Offenheit.
Sie ſollen Jhre Güte nicht bedauern. Wo wäre ich ohne
SieEr küßte ihr, von einer tiefen Bewegung ergriffen, die Hand.
Sie ſchloß ihn in ihre Arme und küßte ihn.

Auf der Heimfahrt war Frau Lécuyer weniger ſorgenvoll und
weniger traurig. Das Kind war ja zum Jüngling heronge-
wachſen und ſchien fähig, ſich ſelbſt eine Zukunft ſchaffen zu
können.
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Sechs Jahre ſpäter erhielt Frau Lécuyer einen Brief von
ten. Er kehrte aus Deutſchland zurück und kam noch ein
mal nach Paris, bevor er nach Amerika ging, wo er eine
Stelle als Jngenieur antreten ſollte. Er wollte ſie noch ein
mal ſehen, bevor er die weite Reiſe antrat und ſich für ſo
lange Zeit entfernte.

Frau Löécuyer glaubte, daß dies der geeignetſte Augenblick
ſei, wo ſie ihrem Manne alles geſtehen konnte. Sie antwortete

und forderte ihn auf, ſie in ihrer Wohnung aufzu-
uchen.

„Was für ein Gaſton?“ fragte Herr Lécuyer.
ger iſt der Sohn Henriettens. Sei mir nicht böſe, mein

ieber.“

Jn dieſem Augenblick trat Gaſton ein.
Die drei Menſchen ſahen ſich an. Alle drei r

wie ein elektriſcher Schlag. Frau Löécuyer ſtieß einen Schrei
ſchmerzlicher Ueberraſchung aus. Jhr Mann zitterte, während
Gaſton bewegungslos den Blicken beider ſtand hielt.

Er war zwanzig Jahre alt. Sein Geſicht Se männliche
Linien angenommen und wurde von einem Barte umrahmt.Er glig Jrs für t Herrn Lécuyer. Frau Leécuyer ſah
ihren ann vor ſich ſtehen, wie er am age ihrer Hoch
ausgeſehen hatte; und die beiden Männer, die ſich da dicht
gegenüberſtanden, der eine friſch und braun, der andere
ſet und ergraut, erkannten, daß ſie e in Fleiſch und Blut
eien.

Herr Lécuyer ſuchte ſich zu faſſen.
„Wer ſind Sie?“ fragte er den jungen Mann.
„Der Sohn von Henriette Lalné, mein Herr; und die Dame

dort hat die Güte gehabt. 4
Frau Löécuyer ließ ihn nicht vollenden.
„Sie ſind hier zu Hauſe, Gaſton! Jch bin ja doch d

zweite Mutter, da ich Jhnen zu einer Exiſtenz verholfen
abe. Und hier ſteht Jhr Vater!“
Aber ſagte Herr Lécuyer und verſuchte,

wohl ſeine innere Bewegung immer heftiger wurde,
ſtrenge Miene aufzuſetzen.

„Wir haben uns alle Beide etwas J verzeihen,“ te
edeldenkende Frau, „Du, weil ich Dir zwanzig

ich weil Du ſo unerbittli

ob
eine

etwas verheimlicht habe, ich inBezug auf ihn warſt. Hier ſteht der Gegenſtand dieſer
Verzeihung. Er iſt würdig, unſer Sohn zu ſein.“

Alle drei hatten begriffen, daß für die Zukunft ihr Platz
an demſelben Herde ſei.



die japaniſche Regierung vorziehe, in direkte Verhandlungen
mit Rußland zu treten, ſei ſie trotzdem eventuell bereit, ſich mit
der Einberufung einer internationalen Konferenz einverſtanden zu
erklären, ſie werde aber unter keinen Umſtänden geſtatten, daß
Deutſchland in der Mandſchurei feſten Fuß faßt,
was nach der Behauptung des Verfaſſers von der deutſchen
Diplomatie angeſtrebt werde und zwar gleichzeitig mit der Er
langung von Konzeſſionen an der Küſte des Gelben Meeres.
Deutſchland ſoll angeblich beabſichtigen, dieſe ſeine Wünſche auf
der internationalen Konferenz zu verwirklichen.

Das offiziöſe deutſche Dementi auf die Ausführungen des
engliſchen Blattes wird nicht lange auf ſich warten laſſen. Die
obenſtehenden Behauptungen ſind aber, ſelbſt wenn ſie den Tat-
ſachen nicht entſprechen, ein Beweis dafür, daß die deutſche
Weltpolitik der letzten Jahre im Auslande großes Mißtrauen
erregt hat.

„Peinliches Aufſehen.“
Seit Wochen wird in der italieniſchen Stadt Perugia gegen

den Hauptmann Modugno verhandelt, der vor vier Jahren an
dem Hunnenkriege gegen China teilgenommen und als wirk-
licher Hunne dabei gehauſt hat. Er hat geſtohlen wie ein
Rabe, geplündert, die Chineſen mißhandelt und ähnliche Hel-
dentaten natürlich auch an Frauen vollbracht. Er. hat
zwölf große Kiſten voll „Andenken“ aus China nach Hauſe ge-
ſchickt, darunter Koſtbarkeiten aller Art. Für eine einzige Vaſe,
die er will geſchenkt erhalten haben, ſind ihm 150 000 Franks
(120 000 Mark) bezahlt worden.

Als Zeuge gegen Modugno trat auch der Militärpfarrer
Geromi auf. An ihn richtete der Advokat in der Verhandlung
eine Frage, die nach dem Berl. Tgbl. „peinliches Aufſehen“ er
regte. Mazza fragte: Jſt es wahr, daß Oberſt Garioni dem
König von Jtalien, dem Miniſterpräſidenten Zanardelli und
anderen hohen Perſönlichkeiten wertvolle Geſchenke
ſandte, und daß der König dieſe Geſchenke ablehnte, wäh-
rend der deutſche Kaiſer, der ähnliche Geſchenke er
hielt, damit ſeine Salons ſchmückte Pater Geromi:
Es war nicht der Oberſt Garioni ſondern der Oberkomman-
dant Admiral Candiani, der dem König dieſe Geſchenke ſandte;
es waren Wertobjekte, die man im Hauſe eines erſchoſſenen
Boxerführers beſchlagnahmt hatte. Jch weiß, daß der König
die Kiſten nicht annahm. Advokat Mazza: Und der
deutſche Kaiſer? Pater Geromi: Jch weiß, daß
dieſer die Geſchenke behielt.

Der Gerichtshof hat dem Pfarrer vollen Glauben geſchenkt,
und die italieniſche Preſſe gibt die Auslaſſung wieder. Es
kann nicht ausbleiben, daß die deutſche Regierung klare Stel
lung zu der Behauptung des Pfarrers nimmt, der unter dem
Eid geſtanden hat, als er die bemerkenwerte Mitteilung machte.

Keine Amneſtie. Die offiziöſe Nordd. Allg. Zta. ſchreibt
„Die kürzlich aufgetauchte Zeitungsnotiz, daß zur Hochzeit des
Kronprinzen eine Amneſtie erlaſſen werde, entbehrt, wie wir
hören, der Begründung.“

Unſere geſtern bei der entgegengeſetzten Nachricht geäußerten
Bedenken haben ſich ſchnell als berechtigt erwieſen.

Der Orden vom heiligen Grabe. Mit ungeheurer Begeiſterung iſt von einem Teile der deutſchen Preſſe die Nach

aufgenommen worden, daß Wilhelm II. kürzlich aus den
Händen eines Erzbiſchofs eine neue Auszeichnung, den Orden
vom heiligen Grabe, erhalten hat.

Die Pariſer Zeitung Matin weiß über dige Orden mit
zuteilen, daß er überhaupt kein ſogenannter „Ritterorden“ ſei,
weshalb er auch von keinem Staate der Welt „anerkannt“
wurde. Er ſei nicht einmal ein offizieller katholiſcher Orden
ſondern eine Art MönchsDekoration, die von jedem Beliebigen
für 1000-3000 k. gekauft werden können. Bisher habenoch kein Monarch die Vnſignien des Ordens angenommen.

Ueber die ruſſiſchen Offiziere in Kiauntſchon macht das
Volk, das Organ Stöckers, im Anſchluß an die angeblichen
Aeußerungen Wilhelm II. in ſeiner Straßburger Paraderede
folgende Mitteilungen: Jn eingeweihten Kreiſen iſt das
meiſte davon bekannt. Der Gouverneur von Kiautſchou,
Truppel, iſt ja längere Zeit auf Urlaub in Berlin geweſen,
und ſchon aus deſſen Munde konnte man hören, daß die in
Tſingtau entwaffneten ruſſiſchen Offiziere mit ihrem Loſe
äußerſt zufrieden waren und das Gegenteil von Kampfbegier
zeigten, obgleich ſie nach kaum nennenswerten Reparaturen
wieder hätten auslaufen können. Sie blieben und ließen es
ſich bei ihrer doppelten Kriegslöhnung wohl ſein. Jnfolge
ihrer Anweſenheit wurde der Hauptausfuhrartikel Tſingtaus:
leere Champagnerflaſchen, der Haupteinfuhrartikel: Frauen
der aus allen W Häfen Oſtaſiens her, ſogar aus

em fernen Spielerneſt Macao, ſo daß unſere Polizei alle
ände voll zu tun bekam. Natürlich ſinkt dadurch das Anu der Europäer überhaupt.“

Begnadigt wurde der Schriftſteller Freiherr von Ompteda,
der wegen eines Duells mit dem Rittmeiſter Hupfeld zu drei
Monaten Feſtungshaft verurteilt worden war.

Zum Präſidenten des Reichsgerichts iſt der Freiherr
v. Seckendorff, bisher Unterſtaatsſekretär im preußiſchen
Staatsminiſterium, ernannt worden.

Arbeiterwohlfahrt bei Krupp. Die Kruppſchen Werke
richteten nach der Dortmunder Arbeiter-Zeitung an
die in Frage kommenden Beamten folgenden Erlaß:

Herrn.
Bei dem jetzt beſtehenden Arbeitermangel iſt bei der ärzt

lichen Unterſuchung der neu anzunehmenden Arbeiter eine
mildere Praxis dahin eingeführt, daß Perſonen, bei welchen
geringere Bedenken gegen die Annahme vorliegen, als nur

bedingt arbeitsfähig' oder nur „für leichtere Arbeit“ geeignet
bezeichnet werden.

Solche Leute ſind nach Weiſung der Firma nur im Dring-
lichkeitsfalle einzuſtellen die Entſcheidung bleibt dem Betriebe
überlaſſen.

Jch bitte hiernach zu verfahren und bemerke, daß über dieſe
Eingeſtellten mit zweifelhafter Tauglichkeit hier eine Kontroll
liſte geführt werden wird, um bei geeigneter Gelegenheit oder
beim Eintritt von Er krankungen ihre Entlaſ-
ſung baldigſt zu bewerkſtelligen.

Gußſtahlfabrik, den 12. Mai 1905.
Dieſen weniger Tauglichen, mit deren baldiger Entlaſſung

bei Erkrankungen man von vornherein rechnet, werden aber
ruhig die Beiträge und die hohen Eintrittsgebühren für diePenſtonslaſſe, dieſe ſogenannte Wohlfahrtseinrichtung, abge

nommen.
Als der Spionage verdächtig wurde in Poſen der

neunzehnjährige Student Wladislaus Pawlowski aus Warſchau
verhaftet, als er im Begriff war, in der Nähe eines Forts
Einzeichnungen auf eine Karte zu machen.

Erſchoſſen hat ſich der Garniſonverwaltungs Jnſpektor
Oberleutnant a. D. Lembke in Schlettſtadt.

Erſtochen wurde in Trier ein Rekrut des Jnf.Reg. Nr. 20
von ſeinem Stubenälteſten. Der Rekrut hatte ſich geweigert,
das Licht auszulöſchen.

Ausland.
Frankreich. Soldaten, die nicht gegen den

„inneren Feind“ marſchieren wollen. Jndieſen Tagen, da Guſtave Hervé's Aeußerungen über „So-
zialismus und Patriotismus“, angewandt auf einen eventuellen
Krieg mit dem äußeren Feinde, ſo großes Aufſehen er-
regen, muß folgende Notiz ganz beſonders intereſſieren, da ſie
zeigt, wie franzöſiſche Soldaten über ihre Verwendung gegen
den „inneren Feind denken. Jm Anſchluß an die be-
trübenden Vorfälle während des Streiks in Limoges ſickert
nämlich auf Umwegen, daher etwas ſpät, die Mitteilung durch,
daß es in Limoges zu einer Art Revellion der Truppen ge
kommen iſt! Nicht nur weigerten ſich was bereits gemel-
det wurde die Soldaten, auf die ſtreikenden Arbeiter zu
ſchießen, ſondern ſie haben die Patronen fortgeworfen! Die
Mannſchaften, denen nachher der Befehl erteilt wurde, ſie auf
zuleſen, haben über 700 Patronen gefunden.

Der Polizeiſtreik in Lyon dauert fort.
Jn Marſeille erhielten bei den am Sonntag ſtatt

gefundenen Erſatzwahlen zum Gemeinderate die ſozialiſtiſche
Liſte 38676 und die bürgerliche Liſte 38 646 Stimmen.

Eine ſtändige Polizeitruppe gegen ſtreikende
Arbeiter. Ein Deputierter bringt in der Kammer einen Ge
ſetzentwurf ein, welcher die Bildung einer permanenten Polizei
brigade bezweckt, um nach denjenigen Orten entſandt zu wer
den, wo Ausſtände ausbrechen. Die Brigade ſoll unter dem
Befehl des Miniſters des Jnnern ſtehen und das Militär,
welches bisher zur Unterdrückung der Ausſtände aufgeboten
wurde, erſetzen.

Serbien. Preßverfolg ungen. Die Zeitungen Narodni
Liſt und Oppoſitia mußten ihr Erſcheinen einſtellen, weil die
Polizei jede Druckerei, welche dieſe Blätter drucken wollen, ſperrt.

Amerika. Beachtenswerte Demonſtration.
Vergangenen Donnerstag beſchäftigte ſich die ſtädtiſche Ver
waltung von Philadelphia in öffentlicher Sitzung mit dem Pro
jekte, die Gas- Produktion und -Verwertung an eine Privat
Geſellſchaft auf 75 Jahre zu verpachten! Die Beſucher
der überfüllten Tribünen proteſtierten gegen das geplante Atten
tat auf die Vernunft und auf die Taſchen der Bürger durch
Pfeifen und Zurufe wie „Diebe“ und ähnlich. Unter unge
heurem Tumult wurden die Tribünen von der Polizei ge-
räumt. Wenn im hhyperkapitaliſtiſchen Amerika ſolche Pro
teſte erfolgen, ſo dürfen wir hoffen, daß in Europa die Jdee
der „Verſtaatlichung' bezw. „Verſtadtlichung“' aller Betriebe
recht bald mehr Anhänger gewinnt,

Zur Revolution in Rußland.
Väterchens Geburtstag. Noch niemals ſicherlich iſt ein

Zaren Geburtstag ſo ſtille begangen worden wie der Niko-
laus II. am 19. d. M., an welchem Tage er das reſpektvolle
Alter von 37 Jahren erreichte. Kein feierlicher Empfang am
Hofe, nichts, was an den ſonſt üblichen P bei dergleichen
Gelegenheiten erinnern konnte! Das Geburtskagskind blieb
in Zarskoje-Sſelo und ließ wahrſcheinlich die Erinnerung an
ſeine früheren Geburtstagsfeſte vor ſeinem Geiſte Revue paſ
ſieren. Vermutlich wird er ſich über die ſchöne Geburtstags-
leberraſchung, Kalajews Hinrichtung, nicht wenig gefreut

haben.
Jn drei Jahren wird die Welt vielleicht Nikolaus 40. Ge

burtstag, den Eintritt ins Schwabenalter, feiern können.
Hoffentlich hat bis dahin der Gang der Ereigniſſe ihm und
den Seinen eine noch größere Beſcheidenheit angewöhnt alsdie, mit der er in dieſem Jahre ſein Geburtstageſeſt beging.

Ein Frauenkongreſt in Moskanu, der zwei Tage dauerte,
und an dem 500 Frauen aller Stände teilgenommen haben,
hat eine Reſolution angenommen, in der die Notwendigkeit
einer politiſchen Befreiung Rußlands betont wird und Forde-
rungen ſerhoben werden bezüglich Gleichheit der Rechte von
Frauen und Männern, Beendigung des Krieges, Einſetzung
einer Volksvertretung uſw.

Bauernunruhen werden wieder aus dem Gouvdernement
Podolien gemeldet.

Der Krieg in Oſtaßen.
Telegraphiſchen Meldungen zufolge ſoll es den Japanern ge

lungen ſein, zwei Transporte der baltiſchen Ftotte, den einen
bei den ſüdlichen Ufern Koreas, den andern bei Formoſa ab
zufangen.

Jn der Mandſchurei haben die Ruſſen bei Fönghwan
und Tſchangtu die Offenſive ergriffen. Die Regenfälle haben
dort aufgehört, und es herrſcht tropiſche Hitze. Man erwartet
auf alle Fälle eine Klärung der Sitnation, ehe wieder Regen-
zeit eintritt und neue ruſſiſche Verſtärkungen aus Europa an
kommen.

Deutſcher Reichstag.
189. Sitzung. Montag, den 22. Mai 1905, 1 Uhr.

Am Bundesratstiſch: Dr. Stübel.
Zunächſt wird der Antrag Blell (Frſ. Vpt.) betr. die recht

liche Stellung der Handelsagenten (Gleichſtellung derſelben
bezw. der ewerbelegitimation mit den ordentlichen
Kanufleuten) debattelos in erſter und zweiter Leſung an
genommen.

Bei der dritten Leſung der Ueberſicht der Einnahmen
und Ausgaben der Schutzgebiete regt

Abg. Storz (Südd. Vpt.) rationellere Bewirtſchaftung der

Kolonien an. 4Abg. Erzberger (Ztr.) dankt dem Vorredner?für ſeine An
regungen und bittet ihn, ſich bei ſeiner Partei für die Be
wüligung der Kamerunbahn zu bemühen. (Beifall im Zentrumund Je en Nattonalliberalen).

ß Abg. Storz (Südd. Vpt.) lehnt die Bitte des Abg. Erz-
erger ab.
Abg. Erzberger (Ztr.) bedauert das.
Die Vorlage betr. deutſche Kommunalverbände in

den Konſulargerichts- Bezirken wird debattelos in
dritter Leſung angenommen.

Es folgt die am Sonnabend wegen Beſchlußunfähigkeit er
ebnislos gebliebene namentliche Abſtimmung über denMrt i (Erhöhung der Reviſionsſumme) der

betr. Aenderung der Zivilprozeßordunng. 95 Ab-
geordnete ſtimmen für, 48 gegen die Erhöhung, 5 enthalten ſich
der Abſtimmung. Das Haus iſt alſo wieder beſchlußunfähig.
Nächſte Sitzung Dienstag 1 Uhr. W v

Antrag Hagemann, Reichsbanknoten Vorlage uſw.)
Schluß 2 Uhr

Zwei Erprefſungen.
Wieder iſt es die ſächſiſche Jnſtiz, die durch zwei aufſehen

erregende Urteile von ſich reden macht, zwei Urteile, die, wenn
die übrigen deutſchen Gerichte die in ihnen e getretenen
Rechtsauffaſſungen zu den ihrigen machen, für die modernen
Gewerkſchaftsorganiſationen von folgenſchwerſter Bedeutung
ſein würden.

Am Donnerstag verurteilte das Landgericht Leipzig den
Redakteur des Steinarbeiters, des Verbandsorgans deutſcher
Steinarbeiter, Alois Staudinger, wegen Erpreſſung zu
drei Wochen Gefängnis. Der Sachverhalt iſt folgender:

Am 25. März d. J. war einem organiſierten Steinarbeiter
in dem Betriebe des Steinbruchsbeſitzers G. in Leipzig ge
kündigt worden, und als Grund hatte man Arbeitsmangel
angegeben. Die Kollegen des Gekündigten betrachteten dies
aber nur als einen Vorwand und waren vielmehr der Ueber
eugung, daß die Kündigung nur e ſei, weil der Gekindigte der Organiſation der Steinarbeiter angehörte und

für ſie tätig geweſen war, alſo eine Maßregelung vorliege.
Sie teilten deshalb die Angelegenheit in einem Schreiben dem
Redakteur Staudinger mit, der damals auch gleichzeitig die
Geſchäfte des Verbandsbevollmächtigten in Stellvertretung ver
waliete, und erſuchten ihn, den Vorgang im Fachorgan zu
veröſſentlichen. Sie ſeien bereit, ſich mit den Ausſtändigen
ſolidariſch zu erklären. Aus dem Betriebe war nun auch ein
Steinmetz, der aber in einem anderen Steinbruch bei Leipzig
arbeitete, entlaſſen worden. Um nun die Differenzen zu
regeln, begab ſich Genoſſe Staudinger am 28. März zu dem
Sozius G.'s. Jm Drange der Geſchäfte vergaß Gen. Stau
dinger in dieſer Unterredung die Kündigung des erſterwähnten
Kollegen zu berühren. Er ſchrieb deshalb, wieder in Leip
Ja angekommen, an den Steinbruchsbeſitzer G. folgenden

rief:
„Als ich heute mit Jhrem Sozius über die Ent-

laſſung des Steinmetz St. in B. ſprach, vergaß ich hinzugzu-
fügen, daß am Sonnabend, den 25. d. M., dem Pflaſterer K.
gekündigt wurde, angeblich wegen Arbeitsmangels. Wir ver-
muten, daß lediglich ſeine Verbandszugehörigkeit ſchuld an
dieſer Entlaſſung reſp. Kündigung war. Es berührt doch
eigertümlich, nur einen Mann wegen Arbeitsloſigkeit in einem
Betriebe zu entlaſſen, wo vielleicht ca. 200 Mann in e
kommen. Wir würden Jhnen deshalb empfehlen, die Kündi
gung bei K. als nicht gegeben zu betrachten und ihn davon
in Kenntnis zu ſetzen. Gleichzeitig erbitte ich mir von Jhnen
Beſcheid über dieſe Angelegenheit, und im Falle K. weiter
beſchäftigt werden ſollte, würde ich ſelbſtredend Abſtand nehmen,
den mir vorliegenden Artikel über dieſe Sache zu veröffent-
lichen. Auch würden dann die Steinmetzen, Pflaſterer und
Boſſierer in Jhrem Betriebe ſich mit dieſer Kündigung nicht
mehr beſchäftigen, und ich glaube, es wird Jhnen nicht ſchwer
ſein, dem von mir geäußerten Wunſche nachzukommen. Be-
merken will ich nur, daß wir ſelbſtverſtändlich in Jhre ge-
ſchäftlichen Dispoſitionen mit dieſem Schreiben nicht eingreifen
wollen. Weil aber dieſe Kündigung von unſerer Seite als
Maßregelung aufgefaßt wird, ſind wir veranlaßt, dazu Stel
lung zu nehmen. Antwort erbitte ich mir bis Mittwoch früh
8 Uhr mittels Briefes oder mittels Telephons um 9 Uhr,
weil ſonſt mit dem Druck unſerer Zeitung begonnen wird.“

Jn dieſem Briefe fand der Staatsanwalt das Delikt der
Erpreſſung und erhob gegen Staudinger Anklage. Der Ange-
klagte wies darauf hin, daß er keinerlei Preſſion beabſichtigt
habe; er ſei lediglich von dem Streben geleitet worden, die
Differenzen im gütlichen zu erledigen. Auch die Verteidi-
gung wies in einem glänzenden Plädoyer die Unhaltbarkeit
der Angeklagte nach, indem ſie betonte, daß der Angeklagte das
zu einer Verurteilung erforderliche Bewußtſein der rechtswid-
rigen Drohung nicht gehabt habe.

Ein Verkehr, wie er in dem Briefe zum Ausdruck komme,
ſei zwiſchen den Organiſationen und den einzelnen Arbeit-
gebern durchaus nicht ungewöhnlich. Eine Organiſation könne
nicht d zuſehen, wenn eins ihrer Mitglieder wegen ſeinerZugehörigkeit zu ihr entlaſſen werde. Der Brief enthalte

nichts weiter als den Anſtoß zu einer gütlichen Regelung der
Differenzen. Der wirtſchaftliche Kampf würde, wenn in ſolchem
Vorgehen der Arbeiterorganiſationen Erpreſſung gefunden
werde, ganz erheblich verſchärft werden. Zur Erpreſſung ge
höre die Vermögensbereicherung, und die Erpreſſung werde nur
genannt in Verbindung mit dem Betrug. Der Angeklagte habe
aber nicht im entfernteſten daran gedacht, ſich oder dem Ent-
laſſenen einen Vermögensvorteil zu verſchaffen. Es fehlten
ſomit alle Vorausſetzungen zur Erfüllung des Tatbeſtandes
des S 253 des Strafgeſetzbuches, weshalb der Angeklagte von
der Anklage der verſuchten Erpreſſung freizuſprechen ſei.

Aber es war alles vergebens. Das Gerichte folgte dem
Antrage des Staatsanwaltes und verurteilte den Angeklagten
zu der obigen Strafe.

Jn ſeiner Begründung führte der Vorſitzende des Gerichts
aus: Der Zweck des Briefes ſtelle eine rechtswidrige Hand-
lung dar. Der Angeklagte habe dem Entlaſſenen einen Ver-
mögensvorteil zuführen wollen, auf den er kein Recht gehabt
und deſſen ſei ſich der Angeklagte bewußt geweſen.

Die zweite „Erpreſſung“ fand das Landgericht Chemnitz
Es wird uns darüber geſchrieben:

Eine harte Strafe verhängte das hieſige Land
gericht über den HandſchuhZuſchneider Sch. Dieſer hatte an
ſeinen früheren Arbeitgeber einen Brief geſchrieben, in dem er
verlangte, daß der Arbeitgeber einem jugendlichen Ärbeiter, dem
er wegen kündigungsloſen Austritts aus der Beſchäftigung
einen Wochenlohn einbehalten hatte, den Lohn auszahle,
widrigenfalls der Betreffende ſich ſein Recht beim Gewerbe
gericht ſuchen werde. Wegen überlanger Beſchäftigung Minder-
jähriger hatte der HandſchuhZuſchneider ſeinen früheren Ar-
beitgeber wiederholt zur Anzeige gebracht, und dieſer war des
halb auch beſtraft worden. Der Brief war dem Arbeitgeber
ein gefundenes Freſſen; er übergab ihn der Staatsanwaltſchaft
und hatte die Genugtuung, daß der Brieſſchreiber mit zwei
Monaten Gefängnis in Strafe genommen wurde.
Das Gericht erachtete die Tatbeſtandsmerkmale der Er
preſſung für gegeben.

Es geht alſo auch ohne Zuchthausgeſetz. Die Herren, welcheim Tempel der Gerechtigkeit mit verbundenen e
Amtes walten, haben offenbar keine Ahnung von den Folgen,
die derartige Urteile nach ſich ziehen müſſen. Jeder Verſuch
der Leiter gewerkſchaftlicher Organiſationen, vorhandene Diffe
renzen auf gütlichem Wege zu ſchlichten, werden dadurch un-
möglich gemacht. Wenn an die Stelle der gegenſeitigen Aus
ſprache zwiſchen Unternehmern und Organiſationen in Zukunft
die ſtumme Tat des plötzlichen Streiks tritt, mögen ſich die
Unternehmer dafür bei den Richtern bedanken. Es gibt nach
den beiden vorſtehenden Urteilen in ganz Deutſchland keinen
Leiter einer gewerkſchaftlichen Organiſation, der ſich nicht ſchon
ſtrafbar gemacht und Monate oder Jahre Gefängnis wegen
„Erpreſſung verwirkt hätte. Nur immer weiter auf dieſer
Bahn. Die drei Millionen ſozialdemokratiſcher Stimmen ge

72783

S
O c

da

e

h



nügen noch nicht, es müſſen ſechs Millionen undDann wird vielleicht manchem der Herren de r
das Volk über unſere Rechtszuſtände urteilt. Bis dahin mögen
ſie nach Herzensluſt über die Hetzer natürll ldemokratiſchen ſchelten. b u ch die ſozial

Saarabien vor Gericht.
Fünfter Verhandlungstag.

(Nachmittagsſitzung.)

0. Trier, 19. Mai.
Unſerm Vormittagsbericht iſt noch nachzutragen, daß
ilger eine Aufſtellung gibt, nach dlagen der Bergleute von geh er de Spartaſſen

Herr Hilger hieran den Beweis für den Wohlbergleute nachweiſen. Außerdem ſei nur n z
e en mit einer Familienzahl von ſieben Köpfen zu rechnen.

e H W ne rgre, ſt Jthtigkeit dieſer Statiſtik,
o eit unter dem ſonſtigen ifundenen Durchſchnitt herabſinkt. den in Juduſtrieorten ge

Vor Eintritt in die Nachmittagsſitzung verliVorſitzende die Namen der beantragten 4 r mit n 53
zugehörigen Beweisthema. Nach einer längeren Dis kuſſion
über die Erheblichkeit der Beweisanträge, zieht ſich der Ge
richtshof zurück und verkündet nach Wiedereintritt, daß der
angebotene Beweisantrag nur teilweiſe beſchloſſen und die
dazugehörigen Zeugen zu laden ſeien.

Rechtsanwalt L legt das Fahrbuch vor, von welchem
in unſerm geſtrigen Prozeß die Rede war. Es wurde feſt
geſtellt, daß der Jnhalt einen andwelchen Heine angidt. ern Sinn hat als den,

R.-A. Heine bittet, den Herrn Pfarrer Schmidt-Wemmets
weiler noch darüber zu befragen, ob die Bergleute ſich nicht
darüber beſchwert hätten, daß ſie, um ihr Brot nicht zu ver
lieren, in den nationalliberalen Wahlverein eintraten. Es iſt
mir von vielen Bergleuten mitgeteilt worden, daß ſie Schaden
hätten, wenn ſie nicht in den nationalliberalen Wahlverein
eintreten würden. Es ſind dies alles ordentliche Leute geweſen.
Zeuge ſpricht ſich noch über die Vorſchüſſe zum Hausbau u. ſ. w.
aus und betont, daß ſie auch auf der anderen Seite wieder
Schatten werfen, da die Arbeiter ſich abhängig fühlen.

Zeuge Pfarrer SchützWiebelskirchen: Die Lebenshaltung
P ergleute iſt verſchieden je nachdem die Familie ſtark iſt.

er Monatslohn des Bergmanns reicht in den meiſten Fällen
nicht aus, um ein ordentliches Leben zu führen. Ein Berg
mann hat auf meine Veranlaſſung eine Zuſammenſtellung ge
geben über das, was eine Bergmannsfamilie benötigt. Dar
nach beträgt die Ausgabe pro Monat für eine Familie mit
6 Köpfen 104.80 Fa der Mann verdient 118 Mk. durchſchnitt
lich. it dem Ueberſchuß von 14 Mark ſollen dann Kleider,

ſche c. beſchafft werden. Jch bin ſeit ſieben Jahren in der
r geweſen, und da findet man oft, daß Leute äußer

43 als wohlhabend gelten und doch ſehr arm ſind. Auch die
der Kinder läßt ſehr viel zu e übrig. Jchr nicht dic ganze Schuld auf die Lohnverhältniſſe ſchieben,

ondern es liegt auch oft viel Schuld an der Unkenntnis in der
Haushaltung ſeitens der Frau. Zeuge bekundet ebenfalls

ie der Vorzeuge, daß die hausbeſitzenden Bergarbeiter ihre
eſten Räume vermieten, ſich ſelbſt aber ſehr einſchränken, um

r Haus eher bezahlen zu können. ieſs wird nicht jeden
ag gegeſſen. Zeuge beſpricht weiter die Lohnperiode. Die

unregelmäßige Lohnzahlungen drücke die Leute ſehr, namentlich,
wenn alle drei Wochen Zahltag ſei, dann wäre in der letzten
Woche die Not groß. Dieſe Woche wird die „ſchwarze Woche“

Wenn aber Krankheiten eintreten, wird das Budget
er den Haufen geworfen.
KHilger führt aus, daß er die Lohnzahlungen nicht anders

legen kann, da das Jahr keine 48 ſondern 52 Wochen habe,
ſo daß 4mal die n 3 Wochen dauern müſſe. Was
der Zeuge anführt, iſt doch kein Spezifikum der Bergarbeiter,
überall wo Krankheiten in der Familie auftreten iſt das Elend.

r zu Jahr ſteigen und will

ja ſehr intereſſant und be-
7 rede von der geſichertenr g iſt, wenn ſchon eineusſage des Hrn. Geheimrat Not
ie Familie bringt. Der Berichterſtatter.)

Krämer: Jſt Jhnen Geheimrat bekannt, daß Leute
auf Grube Altenwalt am Tage vor Weihnachten mit 62 Pf.
nach Hauſe geſchickt worden ſind Nach Abzug von 15 Mark
für Kartoffeln und Miete, iſt Jhnen ceerer bekannt, daß ein
anderer Mann noch 4 M. bringen mußte.

Hilaer: Das iſt mir nicht bekannt, aber die Leute haben
Whig edürfniſſe auf der Grube gedeckt und weiter ſoll's

R.-A. Heine: Halten Sie dies für die ganzen Bedürf-
niſſeeſtor Porten-Dudweiler: Als ich zum erſten Male nach
Dudweiler kam und die Schule beſuchte, da fiel mix vor allem
auf, daß die Kinder ſo verhungert, ſo armſelig ausſahen. Jch
forſchte nach und fand, daß das Volk, das Generationen Berg
arbeit verrichtet, degeneriert. Andere ſagten mir, das liege an
den ſchlechten Lohnverhältniſſen. Wohl haben viele Arbeiter
ein eigenes Haus, aber darauf liegt vielfach noch eine große
Schuldenlaſt, und ſind die Leute gezwungen, jeden Winkel zu
vermieten. Dadurch gibt es viele ungeſunde Wohnungen und
die meiſten Wohnungen haben nur zwei Zimmer. Vielfach
ſchläft die ganze Familie in einem Zimmer. Selbſt die Keller
werden zu Wohnungen gemacht und es fehlt an Licht und Luft.

ch habe mit vielen Leuten darüber geſprochen, warum ſie ſichein eigenes Haus anſchaffen. Die Lellte ſagten mir, daß ſie
25 Jahre hungern müßten, wenn ſie ſich dieſe Laſt aufhalſten.
Mit den Lohnverhältniſſen iſt es ſo wie in der Schule. Vorne
habe ich die beſten Schüler, in der Mitte die mittleren, hinten
die ſchlechten. Der Durchſchnitt iſt dann „gut“. So iſt es auch
mit den Löhnen. Es iſt ſicher, daß die große Megrzahl der
Arbeiter weniger als den Durchſchnitt verdient. So kann denen
der Durchſchnitt gar nichts helfen. Wenn der eine Arbeiter
4 M. verdient, der andere 6 M., ſo iſt der Durchſchnitt 5 M.
Das wäre ja ganz ſchön, aber denen mit 4 M. iſt dadurch nicht im

e r Es wird geſagt, daß die Bergmannsfrauen und
inder mit weißen Handſchuhen und Hüten dahergehen, und da

hält man ſich darüber auf, aber da kann man auch ſagen, einen
ſchönen Hut und keinen Strumpf. Mit den gegenwärtigen
Löhnen iſt es ſchwer, nach Dudweiler Verhältniſſen
kommen. Ein Arbeiter mit Kindern, den ich um eine Statiſtik
erſucht habe hat im letzten Jahre 1892 M., iſt 4.60 M. pro
Schicht im Durchſchnitt, verdient. Dieſelben verbrauchten täg
lich: für Kartoffeln 15 Pf., Brot 60, Fleiſch 40, Gemüſe 15,
dir 15, Kaffee 5, Salz 2, Milch 30, Butter 40, Zucker 5,

leiſch 10, Licht und Brand 15 Pf. Pro 3 an Schuhen
62 M., an Kleidern 180 M. an Steuern 45 M. Sonntags
P pro Woche 1.50 M. Summa täglich 3.50 M. ohne Miete.

er Mann hat alſo eine Ausgabe von 1277 M. Wenn der
Mann Miete bezahlen müßte, ſo würde er ein Defizit von
40 Pf. pro Tag haben. Der Zeuge führt noch einen Fall an.
Dort waren die Ausgaben mit 5 Kindern und pro Tag wie
olgt: Brot 120 Pf. Kaffee 17, Kartoffeln 35, Butter 17,
ett 13, Salz 1, Gemüſe mit Zutaten 20, Milch 15, Brand 10,
chulbedarf 2 Pf.; alſo eine tägliche Ausgabe von 2.54 M.

Es kommen noch a jährlich an Steuern 45 M. Miete
120 M., Kleider 40 M., Hemden für die Familie 24 M., für
die Kinder 54 M., Schuhe 20.50 M., dito für Frau 12 M.,
Kinderbekleidung 60 M., dito Schuhe 50 M., Abzüge auf der
Grube 84 M. in Summa 418.80 M. Dieſer Mann verdiente
im Jahre 1290 M., hat aber eine Ausgabe von 1405 M. Hier
r noch nicht eingerechnet Ausgaben für Medikamente, für

ier, Tabak, Kopfbedeckung 2c. Es gibt dies ohne Einrechnung
der letzteren Ausgaben 115 M.

Dieſe Verhältniſſe ſind jedoch keine vereinzelte Erſcheinung-
ſondern man trifft ſie vielfach an. Das Geſamtleben iſt ſomit
ein ſetr kümmerliches. Es gibt ja auch Leute, die ſich dann
e ehen, das ſind jedoch nur Ausnahmen.

euge Bürgermeiſter Petermann-Dudweiler: Eine Familie
aus meiner Bekanntſchaft hat, durch Mitarbeit der Frau, in

12 Jahren ein Haus erworben und bezahlt. Der Verdjenſt
derart, daß man gut auskommen kann. Jede zweite Familie
ſchlachtet ein Schwein jährlich. Zeuge muß aber auf Befragen
ateeigeklagten zugeben, daß die Leute von dieſem Fleiſch ver
aufen.
Zeuge Ortsvorſteher und Fahrhauer Woll: Ich kenne Leute,

die ſich 12 15 Morgen Land erworben haben. Die Leute laſſen
ſich 20 25 Mk. monatlich abziehen und auf die Sparkaſſe legen.
Es gibt Leute die 2 Schweine ſchlachten, andere ſchlachten eins,
andere wieder keins. R.A. Heine verließt eine Reihe von
Lohnzettel, aus denen hervorgeht, daß Löhne von 3.80, 3.51 bis
3.60 Mk. 4.60 5.20 Mk. ausbezahlt werden, da ſcheinen mir
die Knappſchaftsbeiträge noch nicht abgezogen zu ſein.

Zeuge Knappſchaftsarzt Dr. Schneider-Wiebelskirchen: Der
Ernährungszuſtand iſt ein günſtiger. Jch habe auch die Wahr
nehmung gemacht, daß ſchlechte geſundheitliche Verhältniſſe vor
kommen. Das kommt überall vor. Der Bergmann iſt bei
ſeiner Penſionierung noch e ehig wenn er nicht durch
Krankheit gelitten hat. Bezüglich der Wohnungen kann ich be
richten, daß ſich dieſelben ſehr gebeſſert haben. Die Leute eſſen
durchſchnittlich täglich Fleiſch. Sie ſind vielfach gar nicht ver
ſeſſen auf Fleiſch, ſie wollen lieber Mehlſpeiſen eſſen. Die
Privatſchlachtungen ſind ſehr zahlreich vertreten. Vorſitzender:
Wie ſind denn die Wohnungseinrichtungen? Zeuge: O, die
ſind gaut; man findet vielfach 2 Betten nebeneinander ſtehen.
R.A. Heine: Halten Sie es denn nicht für beſſer, wenn Mann
und Frau getrennt ſchlafen? Zeuge: Ja, aber man findet es
ſonſt nur in beſſeren Familien man findet auch oft ein Sofa.
Staatsanwalt: Gehen die Leute gern zum Bergbau?
Zeuge: O ja, die Leute drängen ſich zum Bergbau.

Pfarrer Schütz wird vorgerufen und bekundet, daß er an
ſeinen Ausſagen nichts zu ändern hat. Es kommt aber vorx,
daß, wenn die Frau krank wird, zroße Unzuträglichkeiten entſihew wenn nur ein Bett da iſt. züglich des Schwein
ſchlachtens bemerke ich, daß die Leute das beſte vom Schwein
verkaufen und das gewöhnliche für ſich verwenden.

Zeuge Bürgermeiſter Zill-Ramſtein: Wir haben bei 2800
Einwohnern ca. 100 Bergleute. Die Leute gehen Montags
fort und Sonntags kommen ſie. Sie leben gut, ſie haben 7
Sonntags ihr Fleiſch. Sie ſparen ihr Geld zuſammen un
wenn ſie 1500 bis 2000 Mark haben, dann bauen ſie ſich ein
Haus. Es iſt noch nicht vorgekommen, daß die Leute ihr
Haus, weil ſie es nicht bezahlen konnten, abtreten mußten.
„Jh han früher geſchafft vor verzeh Groſche“. Die Bergleute
verdienen mehr. Der, wer eine ſparſame Frau hat, kommt zuwas, der andere nicht. Ob die Frau auch in der Woche Fleiſs

ißt, weiß ich nicht.
Hilger: Dieſe Leute ſind in den Schlafhäuſern unter

ebracht bringen ſich ihre Kartoffeln, Speck und Brot mit An
chen ſich ſel

Parteinachrichten.
Die Parteigenofſſen in Köln haben mit der Vereini

Er der Organiſationen von Köln-Stadt und KölnLand gute
J gemacht. Seit dem erſten Quartal 1905 hat ſich

die Mitgliederzahl in Köln-Stadt von 553 auf 1142 und die
in Köln-Land von 527 auf 876 gehoben. Auch die Zahl der
Abonnenten auf die Rheiniſche Zeitung iſt fortgeſetzt geſtiegen.

Der Wahlverein Lübben Steinkirchen warnt vor
dem Schuhmacher Theodor Kurske, der von dort ver
ſchwunden iſt ohne Regelung ſeiner Verbindlichkeiten aus dem
Betrieb der Märkiſchen Volksſtimme.

Harz 42/43, Hof, 3 Trevpen.
Geöffnet Dienstag und Donnerstag früh von 9--1 Uhr,

nachmittags von 4--8 Uhr.
Die heutige Nummer umfaßt 8 Seiten.

Verantwortlicher Redakteur: E. Däumig in Halle.

Farbige

Schuhe und Stiefel
in geschmackvoller

Auswahl.

Unsere enorme Beistungsfähigkeit
liegt in der jährlichen Fertigetellung vo

Bewährte Herren Artikel:
(Nerren-Zugatiexo, stark. Arbeits-

stiefel, glatt und mit Besatz, 37
6.70, 5.70, 5.50, 4.50, N.

Herren-Sehnallenstiet. bequem 577
u. sehr praktisch 11.50, 9.80, 8.50 M.

Herron-Behnürsehnhe aus farb. 700
Segeltuch mit Ledergarnitur 3.90, N.

Knaben -Sehnürstietfel, aner-Wweit über eine Million

4 Radfahrer
Sehuhe,

Radfahrer-Sandalen,
Turnschuhe, Opankoen,

Pantoffel sh.

Dentsohlamnds
bhedentendste

Paar und dem direkten Verkauf unserer Fabrikat durch

W eigene über ganz Deutsch-
land verbreitete Geschäfte.

Gonrach Tack bie
Schuhwaren-Fabrilcen

Verkaufshaus Halles

1 Schmeerstrasse l.

Kannt dauerhaft, vorzügliche Pass- 37
M.9.00 bis

BUR G
b. M ubg.

Beliebte Damen Artikol:

und Sohnür-
stietel in oleganter Ausführung 5

9.75, 8.75, 7.75, 6.75, M.
Damen Knopf- und Seohnüär-

schuhe, leicht und angenehm, 3
5.75, 5,50, 4 20, 3.90, 9M.

Damen-Lasting-Seohuhe in Ver- e
M.

Damen-Leder-Haussekuhoe in
schied. Ausführung 300, 2 50, 2.20,

S 2e e in farbigem Leder J

Wirkung nach der

gedeihen ſollen, nur

Karl Kochs

Nur Karl Kochs
Nährzwieback

iner Zuſammenſetzung undMuttermilch gleich,

wirkt ernährend und gedeihlich, macht
alle Verdauungsſtörungen unmöglich.
man gebe daher den Kindern, wenn ſie

Nährzwieback.
Herrenſtraſze 1.

Zu haben in ſämtl. Konſumvereinen.

Soebon erseohienen
Süddeutſcher

Poſtillon
Nr. 11.

Preis 10 Pfg.
Zu beziehen durch alle Austräger

und die

Volksbuchhandlung,

Harz 42/43.

K. Rappsilber, rn ren r ff. Natjes Heringe

Tapeten
S d Grosse Auswahl.

Malta- Kartoffeln
a Pfd. 15 Pfg.

2 Stück 25 Pfg.
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A. Trautwein
Gr. Alrichſtraße 31
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Eine Ausnahme-Woche.
Von dem Grundsatze ausgehend, unserer werten Kundsohaft stets besondere Vorteile zu bieten, haben wir uns entsohlossen,

auch in diesem Jahre

einzurichten. Wir gewähren daher am

7 ausser gewöhnlich billige Verkaufstage
Dienstag Mittwoch Donnerstag freitag Sonnabend ung Sonntag

23. Moi 24. Mal
auf unsere bekannt billigen, teilweise sogar noch ermässigten Preise gegen Barzahlung

welcher sofort an unserer Kasse ausgezahlt wird.

einen Rabatt von 10 Prozent,

mag

dieses Angebot ist als ein ganz aussergewöhnliches zu betrachten und hat nur während obiger 7 Tage
Giltigkeit. diese Cinkaufsgelegenheit kann auch unseren auswärtigen Kunden nicht dringend genug empfohlen werden.

Besondere Gelegenheitskäufe:
ärosse Posten Damen-Jacketts, Kragen, fertige leider,

Kleiderröcke, Blusen, Kleiderstoffe, Besatzstoffe, Garcinen, Portieren, Ceppiche,
Leinen- und Baumwollwaren, fertige Wäsche und doergl.

Brummer
m Halle a. S., Gr. Ulriohstrasse 22/23.

t n

S

Achtung, eMorgen Mittwoch den 24. g. abends S Uhr im Weihen Roß

öffentliche Versammlung.
Tagesordnung: Die Anusſperrung der hieſigen Kollegendurch den Arbeitgeber-Verdand.

Es iſt Pflicht eines jeden Kollegen pünktlich zu erſcheinen. Der Einberufer.

General Versammlung
der Ortskrankenkaſſe f. d. Zimmergewerk zu Halle 8.

findet Mittwoch den 31. Mai abends S Uhr im Engl. Hof ſtatt.
Tagesordnung: 1. Abrechnung vom Jahre 1904. 2. Erſatzwahl

eines Vorſtandsmitgliedes. 3. Notwendige Erhöhung der Wochenbeiträge.
4. Kaſſenangelegenheiten.

Der Vorſtand. J. A.: F. Maurer, Borfitzender.

Verband deutſcher Bergarbeiter. Zahlſtelle Rehmsdorf.

Sonntag den 28. Mai nachm. 3 Ahr Ahr im Gaflhaus des Herrn Paul Winter
öffentliche Zahlstellen-Versammlung.

Tagesordnung wird in der Verſammlung bekannt gegeben. Das Erſcheinen der Mitgl jeder iſt dringend notwendig. Der Vertrauensmann.

Moden- Zeitungen II. Guart, 1905.
Die le gnte Mode pro Quartal 1.75 M.
Große Modenzeitung. 1.50Die Moden weilt
Deutſche Modenzeitung.
Dies Blatt gehört der Hausfrau

ünslicher Liatgeber.

rer ModenweltMode und Haus e Kolorat.).
Kindergarderobe
WäſchezeitungGroße Ki ndermodenwelt
Kleine Modenwelt

dann Zeitung.rauenfleiß
entralblatt für Moden

La Contoriere (Die Kleidermacherin)
Pariſer Boden
Wiener Moden

7

ma v

S Se

Neuzutretende Abonnenten erhalten die bereits erſchienenen Nummern

nachgeliefert.

Neue Beſtellungen nehmen zu jeder Zeit entgegen alle Austräger des
Volksblattes und Die Volksbuchhandlung, Harz 42/43.

Morgen Mittwoch

e s en. Steinsetzernr kleller
Steinweg 32. geſucht. Näheres im

Telephon 2179. Weissen Ross, Geiſtſtr. 5.

Spezialität:ws nach Mass
Paletots nach Mass

Hosen 6.50

G. Paul,
feine Horrenzgehnotderoil,

Gr. Ulrichstrasse 21,1.
Seiteneingang.

ERingetroffen sind

Pſingst-Nenheiten
moderner eleganter

Anzug und Paletotstoffe.

25

e

Raucher?Kaufe Deine Zigarren
Wörmlitzerstragse 109, bei
Paul Drietchen,

und Du wirſt zufrieden ſein.

dunkel, v. 12Plüſch, ſtarke pol. Bettſtellen m. M
gut gearbeitet, ſowie Küchenmöbel ver
kauft ſehr billig, neu und gebraucht
Na Junxdiut, Wuchererſtr. 31.

Kleiderſekretär 40 M., Vertikow mitKäſt enaufſatz 48 M., Stegtiſch 10 M.,Rohrſtühle, le geſchl., rot u.
Sofa in Stoff und

u. fert. neu an
Anzüge ändert, repariert, ſtopft künſtl.

Georgſt. 21II.

Zeit.Donnerstag den 25. Mai, nach
mittags 2 Uhr, große

Ein aber ſtarker Zughund, auch
als m nd net, iſt zu verkaufen reis 1Karl Jacoba, e bei Deuben.

Kinderw
verkauft

en mit Gummirädern
örmlitzerſtr. 5 III.Bfänder- Auktion.

Emma Voitasen, Ritterſtr. 17.
TDüchtige, ſelbſtändige

Bautischlerwerden ſofort geſucht.
Dauernde Arbeit.

HMärkische Holzindustrie,
Geſellſch. m. b. H.

Fürſtenwalde, Spree.

Guter Verdlienſt.

empfiehlt

Hypnotismus.
Der praktiſche

Hypnotiſeur.
D Methode Stemens- Leipzig.

Preis I. 5 M.
Die Polksbuchhandkung.

Dpolo e

Direktion: Gustav Foller.
Nur noch wenige Tage:

I hartstein
und der brillante

S ziatitsten Zeit.

Walhalla-Theator,
Direktion: Otto Herrmann

Aur noch kurze Zeit!

Die fliegenden Menschen

The Pugenes
im Khren

sensationellen
Leistungen.

Thalia Theater
Täglich Vorſtellung.

Heute, ſowie folgende Tage:

3 M„Eine tolle Sache
oder: Die Jagd nach dem Glück.

Zum T7otlachen!
Außerdem der übrige

briflante Spielplan-
te Arbeit,Schuhnachergeſellen ter in

Mittelarbeit ſtellt ein
Anxunst PirI.

Anſt. Swlafſtelle offen
Merſeburgerſtr. 32, II, Brunner.

Vuſcaine
v nd r die wert ranwertns: A, An SDroß. Den der Halehhen Deneſjenſchafn Buchdrnſerei (S. V. m. d. O Halle a, G



ge zum Volksblatt.d Beila
Ver ſi de Gfünfte s e ewerkſchaften

trat Montag in Köln (Gürzenich) zuſammen.und eine große 38 l von Geſtern W
H. Kreülich- Zürich vom Schweizeriſchen Arbeiterbund,
P. Maes von der Parti ouvrier Beige, A. Husber und
l. A. Bo ſcheck Wien von der öſtreichſſchen Gewerk
chaftskommiſſion, Fr. Domes und H. Beer- Wien fürn öſtreichiſchen Metallarbeiterverband, J. Grün wa et

Wien für den öſtreichiſchen Buchbinderverband, L. Wid hol z
Wien fün den öſtreichiſchen Holzarbeiteh Verband, un
F. Palme- Wien für den öſtreichiſchen Porzellanarbeiter-
verband. Den Zentralverband Deutſcher Konſumvereine ver-
tritt H. Kaufmann-Hamburg, die rie.
Se W gren Hamburg und E. Kaltenhofen- Dresden.

ls i rrr ſind anweſend die Reichstagsabgeordneten
Bömelburg, Robert Schmidt, A. v. Elm und O.
e Von der Generalkommiſſion ſind die Reichstagsabg.Legien und R. Schmidt, ferner Kube, Se
bach, Cohen, Döblin, Knoll, Sabath, Silber-
ſchmidt, Wmbreit, Brunner, Valär undGremski.

Gegen 94 Uhr eröffnet Legien im Auftrage der Generaltommüſſien als der Einberuferin den W
Was vor einem Jahrzehnt auch der größte Optimiſt nicht er
wartet hat, iſt eingetroffen. Auf dieſem Kongreß ſind 14 Mill.
organiſierter Arbeiter und Arbeiterinnen vertreten. Jn
Halberſtadt vertraten auf dem erſten Gewerkſchaftskongreß208 Delegierte 303 000 Organifierte; in Berlin auf Jem
nächten Kongreß, wo zum erſten Male nur Vertreter der
Verbände zugelaſſen waren, 139 Delegierte 271 000 Organi-
ſierte; in Frankfurt a. M. waren (495 000 Organiſierte
durch 130 Delegierte vertreten; in Stuttgart 681 000
Organiſierte durch 156 Delegierte, und hier ſchließlich vertreten
213 Delegierte 1 252 900 Organiſierte. Das iſt ein gewal-
tiger Fortſchritt. Ganz anders haben ſich die Organiſationen
entwickelt, als die Kleingläubigen annahmen, die an der Zu
kunft der Gewerkſchaftsbewegung verzweifelten. Ganz anders
haben ſich Dinge entwickelt, als vor 12 Jahren auf dem Partei-
tag der ſozialdemokratifchen hier in Köln vorausgeſagt
worden iſt. Acht Genoſſen ſind hier, die an den damaligen
Verhandlungen 1893 teilgenommen haben. Sie werden da-
mals dieſelbe Empfindung u haben, wie ich: es ſcheint,als ob ſehr wenig Sympathie ſür die Gewerkſchaften im all-
gemeinen vorhanden iſt. Bei r Beurteilung der da-
maligen Vorgänge kommt man aber doch zu dem Reſultat,
daß zwar nach außen die Verhandlungen des Kölner Partei-
tages über die r r keinen ſehr günſtigen Eindruck
gemacht haben, daß ſie aber nach innen reinigend auf die Ge-
werkſchaftsbewagung gewirkt haben. Deshalb blicke ich nicht
mißvergnügt auf ſie zurück; beginnt doch der Aufſchwung der
Gewerkſchaftsbewegung mit dem Jahre 1893; hatten doch ge-

So können wir mit Genugtuung auf dieſe Entwicklung zu
der Genoſſen Bahn gebrochen, daß die Gewerkſchaftsbewegung
gefördert werden müſſe. Ueber die innere Ausgeſtaltung der
Gewerkſchaften will ich nur anführen: 1891 hatten die Gewerk-
ſchaften eine Einnahme von 4,02 Mk. pro Kopf, 1903 eine Ein
nahme von 18.50 Mark. Der Kaſſenbeſtand betrug 1891
425 000 Mk., pro Kopf 1.53 Mk., 1903 aber 16 109 000 M.,
pro Kopf 14.59 Mk. Auch die innere Feſtigkeit hat gewonnen.
Zwar kommen zwiſchen einzelnen Gewerkſchaften Grenzttreitig-
keiten vor, aber das iſt e nur ein Familienſtreit, und na
außen ſtehen die Gewerk chaften in vollſter Einmütigkeit un
Geſchloſſenheit da.

So können wir mit Genugtuung auf dieſe Entwicklung zu-
rückblicken, aber zufrieden ſind wir bei alledem nicht. (Zuſtim-
mung.) Zufrieden ſind wir nicht, denn noch ſtehen Millionen
der Bewegung fern, die herangezogen und organiſiert werden
müſſen. (Lebh. Zuſt.) Wir wiſſen, wie viel noch zu tun iſt,
bis wir uns Anerkennung an allen Stellen verſchafft haben.
Jedes Recht reicht nur ſo weit, als Macht dahinter ſteht, und
dieſe Macht wollen wir uns erobern.

Es iſt vorausgeſagt worden, es würde hier, ich weiß nicht,
aus welchem Grunde, zu Reibungen zwiſchen den Gewerk
ſchaften und der andern Seite der Bewegung, der politiſchen
Organiſation, kommen. Wenn auch einige Punkte der Tages
ordnung den Anſchein erwecken können, als ob es u ſolchen
Auseinanderſetzungen kommen könnte, s glaube i och nicht,
daß es der Fall ſein wird. Bei dem innigen Zuſamnenhang,
der zwiſchen den beiden Richtungen der Arbeiterbewegung be
teht und angeſichts der Tatſache, daß die Perſonen ja viel-
ach dieſelben ſind, die in der gewerkſchaftlichen oder politi
chen Bewegung arbeiten, werden ſich diejenigen täuſchen, die

da hoffen oder fürchten, daß ſich Gegenſätze zwiſchen der poli
tiſchen und gewerkſchaftlichen Arbeiterbewegung ergeben
werden.

Einladungen ſind ergangen zunächſt und ſelbſtverſtändlich
an den Oberbürgermeiſter von Köln, an das Oberhaupt der
ſtädtiſchen Verwaltung, die uns dieſen ſchönen Saal zur Ver-
fügung geſtellt hat und weiter auf Wunſch des Lokalkomitees
auch an die Gewerbeinſpektion des Jch weiß nicht,
ob die Herren der u r ind. Zum StuttgarterKongreß hatten wir das Re s amt des Jnnern ein-
eladen. Diesmal aber haben wir von derinkladung abgeſehen. (Lebh. Zuſtimmung.) Graf
oſadowsky hat im vorigen Jahre unſere Einladung n
eimarbeiterſchutzkongreß „wegen Zeitmangel abgelehnt. a
egen iſt er im April 1905 perſönlich auf der GeneralVer-
ammlung des Gewerkvereins der chriſtlichen Heimarbeiterinnen

erſchienen, der 3100 Mitglieder zählt. Angeſichts dieſer Tat
ſache e wir der Ueberzeugung geworden: es widerſpricht
der Ehre der deutſchen Gewerkſchaften, an dieſe Stelle noch
einmal eine Einladung zu ſchicken. (Lebh. Zuſtimmung Das
Fehlen eines Vertreters der Regierung wird unſern Verhand
lungen keinen Abbruch tun. J denke, daß ſie uns ein gutes
Stück weiter bringen werden. (Bravo!)

m Namen des Lokal-Komitees begrüßt Bartels-Köln diev ierten und heißt ſie namens der Arbeiter Kölns in der
Hochburg des Klerikalismus willkommen. Auch hier in Köln

aben ſich die modernen Gewerkſchaften eine achtunggebietende
tellung erworben. Von 1400 auf 14 000 iſt die Zahl der

frei organiſierten Arbeiter in der Hochburg der chriſtlichen Ge
werkſchaften geſticzen. Das gibt uns die Hoffnung, daß wir
auch ſie noch erobern werden. Hat doch der große Kampf im
Ruhrrevier gezeigt, wie weit hinein in die Reihen der chriſt
lichen Arbeiter der Gedanke w. iſt daß es nur eine
Arbeiter-Organiſation e Wut arf. Jn dieſer Siegeshoffnung
eiße i ie nochmals willkommenJ Reg dieſen e konſtituiert o der Kongreß.

Er wählt durch Zuruf Legien und Bömelburg zu
Vorſitzenden, Cohen- Berlin (Metallarbeiter), Dein-5 t Stuttgart (Holzarbeiter), Winkelmann-Bremen
Böttcher), Bauer Berlin (Bureauangeſtellte), Reichel t-
hemnitz (Textilarbeiter) und Dreher Berlin (Transport-

arbeiter) zu Schriftführern. Für die Tagung wird die Zeit
von 8 bis 12 und 3 bis 6 Uhr feſtgeſetzt. Es wird ine
Mandatsprüfungs- und eine Redaktions- Kommiſſion gewählt;

Halle a. Mittwoch, den 24. Mai 1905. 16. Jahrg.
Jch bleibe dabei, daß

Form nicht in Betracht
r uns ein Beweisobjekt

a r

Sabath und Umbreit-Berlin
aeplow Hamburg (Maurer) und

ändiſchen Gäſte.
rag für die

Aude

ören KnollGeneral-Kommiſſion), P
rinkmann-BremenVorſitzender Bömelburg

Zu den bereits Erwähnten
Olſen- Kopenhagen

mſterdam für die
neuerer Richtun
Hoffnung aus,
wegung raſch wachſe.
aller Länder werde
Ziele erreichen.

ädigend auf Groſſe ei
oſſes Geſundheit in di

an. werden kann.rüßt die ausl
die däniſche

holländiſche Gewerkſchaftsbewegung
nz ufügen.
auch die ausländiſche Gewerkſchafts Be

urch Zuſammenwirken der
die Arbeiterbewegung um ſo raſcher ihre

genommen zu werden.
Deduktionen des Stagatsanwalts haben

Wenn ein Zeuge erkrankt
e Strafprozeß ordnung genau vor, wie zu verfahren ſ
ſehr langer Beratung verkündet der Gerichtshof durch

und des Vorſitzenden ſeinen Beſchluß dahin: Der Ge
richtshof hat nach eingehender Beratung beſchloſſe
trage des Rechtsanwalts Dr.
Geiſteszuſtandes des Groſſe durch andere
der Vernehmung des Sachverſtändigen Geheimen Medizinal
rats Dr. Leppmann, ſowie die Anträge der Rechtsanwälte Dr.
Löwenſtein und Dr. Halpert vom 18. und 20. Mai, die in

eicher Richtung ſich bewegen, nicht ſtattzugeben, in
verſtändige Dr. Placzek ſeitens
t zwecks Unterſuchung

roſſe, ſondern nach dem Antrage der Verteidi
auf Grund des durch den Gang der Ver

andlung erbrachten Stoffes ein Gutachten abzugeben. Ferner
ch um keine Beweisanträge

lediglich um die Vorbereitung von Gutachten handelt, und daß
die ganze Sachlage dem Gericht keine Veranlaſſung gibt, auf

es S 73 der Strafprozeßordnung weitere Sachver-
ſtändige zuguziehen.

R.A. Dr. Halpert bittet, durch eine Pauſe von 5 Mi-
nuten den Verteidigern Gelegenheit zu geben, ſich über ihre

Beſchluſſe des Gerichts ſchlüſſig zu
beantragt dar

vernehmen:

nemann:
eßordnung keine Baſis.

ſuchung des
achverſtändige vorritt in die Ta S ankerDen Bericht der Gener

ch auf den allfährlich erſtatteten,
Rechenſchaftsbericht und beſchränkt ſi

e t dieempfiehlt. a iſt zunächſt die Frage
Unterrichtskurſe.1902, der le e

ihren gunſte

alkommiſſion erſtattet Legien.
27

auf die Hervorheer zur Behandlung in d ſog
rwägung, daß der Sa

Gerichts nicht
zuſtandes des
ung zu dem Sw

der E,er Stuttgar
tte Gewerkſchaftskongreß, hat eine Reſolution zu

Aber weder das Projekt Rühles,
der deutſchen Spra

n angenommen.
der vor allem die Kenntnis
will, noch das Projekt Saſſenbach, der die Gewe
amten in 4 bis 6wöchentlichen wiſſenſchaftlichen
Berlin ausbilden will, hat die Generalkom
Sie erwartet praktiſche Vorſchläge von dieſem
das Ziel iſt wünſchenswert; es beginnt in den Gewe
an der notwendigen großen 3
tungsbeamten
komitee

in Erwägung, daß es

ion befriedigt.
ongreß. Denn

von brauchbaren
rauen-Agitations-der Generalkommiſſion

ein dahingehender An-
Aber das Be
für Referentin-

onderung der gewerkſchaftlichen

Zuſtimmun
uf dem letzten

nicht einmal genügend unterſtützt worden.
einer Zentral-Vermittlungsſtelle

nen war zu ſtark, und eine Ab
Frauenbewegung war nicht bea

Die Gewerkſchaftsvorſtände ſin
dings ſtark in Anſpri genommen worden für Hilfsarbeiten
vom reichsſtatiſtiſchen Amt. Es

berechtigte Weinung, es habe doch keinen Zweck, einer Re-
bei ihren Arbeiten zu unterſtu
e Gewerkſchaftsorganiſation do

erſt wenn das rei Sſtatiſtiſche Amt keine Arbeiterſtatiſtik mehr
eihilfe der Gewerkſchaften, iſt es an der

Zeit, die Behörden zur Beachtung der Gewerkſchaften auch auf
u zwingen. Die Menge der ſtatiſtiſchen Ar

beiten der Generalkommiſſion darf die
Nicht die einzelnen Ziffern, wohl aber die Schlußzahlen ſind
notwendig für die Arbeiterbewegung.

Ein italieniſcher Konſul
Streikbrecher an.

LiebkneWilli Grofſe ats Zeugen darüber
mehr beſprochenen Eingaben, die
Geſundheit abgeben ſollen, von ihm nicht ſelbſt verfaßt und

2. daß er auch im Gefängnis noch in neueſ
älle gehabt hat; 3. daß ſein Selbſtmordverſuch

Behauptung,

dürfnis nach ſeine geiſtigegeſchrieben ſind
Zeit Krampfan

gemeint war;
ſeinen Angehörigen aufgehetzt worden, unzutreffend ſei.

Erſter Staatsanwalt Schönian widerſpricht dem Antrage.
ält ſich den Beſchluß über den jetzt geſtellten
ernehmung der Sachverſtändigen vor.

Liebknecht beantragt Einnahme des richter
lichen Augenſcheins an Willi Groſſe zum Beweiſe dafür, daß
er geiſteskrank iſt, und zwar in einer Form, di
kennen läßt, daß er ſchon lange Zeit geiſtes-

behält ſich auch über dieſen Antrag den Be-
ſchluß bis nach Vernehmung der Sachverſtändigen vor.

Der alsdann nochmals vorgerufene
erklärt auf Befragen der Rechtsanwälte Dr.

Löwenſtein, daß er ſeines
mals ſeinen Bruder Willi in der Sprechſtunde aufgeputſcht

ch auch bei ſeinen Beſuchen
das Urteil des Zeugen Frhrn. v.
„unverſchämt“ und wie ein

ialdemokrat“
weiteres Befragen erklärt der

in den letzten Jahren aller-

herrſcht nun weit verbreitet er ſei von
g ung andern erichtshof b

ni vcht anerkenne. Aber Antrag bis nach
machen kann, ohne

anderen Gebieten
erbände ni

krank i ſt.
Der Gerichtsho

in Saarbrücken warb
Auf die offizielle Beſchwerde der General-

kommiſſion, die von dem Führer der ita
ten, dem Abg. Cabrini, unterſtützt wurde, hat der italieniſche
Miniſter des Auswärtigen anerkannt, daß dies u

zum Bau eigener Lo

euge Karl Groſſe
ieniſchen Gewertkſchaf-

Heinemann und iſſens nie
die hen alt Ditſn de Generalkommiſſion grundſätzlich

der Arbeiterſchaft zu Verſammlungen
kann, wird ſie am allerwenigſten imſtande ſein, ein eigenes

Arbeiten doch ſelbſt in den größten, organi-
ten Städten die Gewerkſchaftshäuſer

Wollte die Generalkommiſſion alle Anträge auf
uſer annehmen, ſo müßte

haben, wie
aber bereit,

zu geben.

im Gefängnis
ab. Wo kein einziges nie ſo betragen,

erobert werden
ganz verbiſſener Soerechtfertigt ſei.

ihn Scham und
während der Hauptverhandlung gegen ſeinen Bruder
ſtehen und zu erklären, daß nicht alles vorgebracht worden

eiſteszuſtandes notwendig
auch an ſeine Mutter verſchiedene 9

konfuſe Briefe geſchrieben, die leider nicht mehr vorhanden ſeien.

iesner als Vertreter des Nebenklägers
echts anwalt Hofſtedt

verhandlung Offizialverteidiger
Zeugen zu laden.

Lokal zu halten.
Zeuge, da

eberſchüſſen.
Bau eigener Gewerkſcha
o viel Millionen

Die Generalkommiſſion
ationen einen Lokalmietezuſchuß

n des Frankfurter Kongreſſes auf Unter-
ſtützung von Arbeiterſekretariaten traten ſehr
viel derartige Anträge an die Gewerkſchaftskommi
Aber wenn die Arbeiter
Rechtsauskunft oder Rechtshilfe haben,
bezahlen und nicht die
wo die Arbeiterſekretariate nicht Selbſt
zum Zweck der Agitation ſind, wo die
wachſende Organiſation die
iſt die Generalkommiſſion bereit, Arbeiterſekretariate einzurichten.

Legien ſchließt mit der Bitte um ſtrenge Kritik, die
für die weitere Tätig

der Arbeiterbewegung.
Fortſetzung folgt.

Der Plötzenſee-Prozeß.
6. Verhandlungstag. Vormittagsſitzung.

Nach Eröffnung der Sitzung durch Landgerichtsdirektor Dr.
knecht den Antrag, den me-

was zur Beurteilung
Sein Bruder habe

R.-A. Chod
der bei der

Dieſer werde bekunden, daß er alles ver-
wertet habe, was ihm von den Familienmitgliedern des Willi
Groſſe über deſſen Geiſteszuſtand m

Der Gerichts
behauptete Tat
ohne jeden Einfluß ſei.

ſion heran.
eines Ortes ein V

ollen ſie auch
rbeiter belaſten.

ſondern Mittel
Ausſicht beſteht, daß die
d ſelbſt bezahlen kann,

eſamtheit der eteilt worden ſei.trag abzulehnen, da die
ntſcheidung dieſer Strafſache

Auf Befragen des Angekl. Schneidt erklärt der Zeuge
ember 1904 ein Mann,

Dieſer habe

ache r dieKoſten bal fKarl Groſſe: es ſei
Krebs nannte, bei ihm geweſen.
von Willi Groſſe

n Plötzenſee,

und um An eſagt, er werdekommiſſion im ſchickt und habe erllärt: Willi ſchreibe ſolche
ingaben c. nicht ſelbſt, ſondern es ſitze

der ihm dies anfertige.
liche Krebs habe, wie er ſich hier überzeugt habe,
Aehnlichkeit mit dem hier vernommenen Korrektor
abe allerdings auf ſeine Frage beſtritten, dieſer „Krebs“ zu

ein. Angekl. Schneidt beantragt feſtzuſt
Korrektor P. entlaſſen worden iſt. R.A.
t e in beantragt,
eſſen Glaubwürdigkeit zu prüfen. Den Beſchluß über dieſen

Antrag behält ſich der Gerichtshof vor

Dieſer ang

Oppermann ſtellt R.A. Lie den Zeugen P.achverſtändigen Gelegen
des Gutachtens des

den Strafgefangenen Willi Groſſe zu ſehen.
auf den Aufklärungszweck müſſe den Sachverſtändigen Gelegen-
heit gegeben werden, ſobald wie möglich ſich die für ihr ab-

ebendes Gutachten abſolut
Sollte dieſer Antrag abgelehnt we

daß Groſſe

8 Dr. Leppmann

Stadtverordneten Sitzung
vom 22. Mai 1905, nachmittags 4 Uhr.
Vorſteher: Profeſſor Dittenberger.

Ohne Debatte wurde die Rechnung der „Gottesackerka
1903 entlaſtet, und die Nachbewilligung von 84 Mk.
ſelbe ausgeſprochen und die Abrechnung der Brunhard Stif

Der Vermögenswert der Stiftung

Jnformation
en, dann mü

vor dem Gutachten des
Er betone,

notwendige

er darauf beſtehen,
Medizinalrats Dr. Leppmann hier g
daß Herr Dr. Placzek genau ſo wie Dr. Leppmann vom Ge-
richt als Sachverſtändiger geladen ſei.

Erſter Staatsanwalt Schönian bittet um Ablehnung des
dem Standpunkte, daß

für 1904 genehmigt.
beträgt nach dem Abſchluß jetzt rund 148 000 M.

Die Anſtellung eines Polizei-Banmeiſters
wurde namens der Baukommiſſion vom Stadtv. Gygas ab

Redner bedauert, daß der Magiſtrat in dieſer Frage
wieder einmal ſeine Befugniſſe weit überſchritten
Magiſtrat iſt früher erſucht worden, von der Anſtellung eines
Polizei Baumeiſters vorläufig Abſtand zu nehmen.

ung der Baukommiſſion über die Frage ge-
habe Stadtv. Grote mitgeteilt, die

rage ſei bereits erledigt, denn der Magiſtrat habe in ſeiner
etzten Sitzung die Anſtellung einfach beſchloſſen und

den bereits auserwählten Herrn Jabke aus B
lin telegraphiſch erſucht, er mö

r a Hört, 7 fürwar erklären, es ſeien 30000 M. für
Es handele ſich aber in dieſem Falle nicht um die

Anſtellung einer Hilfskraft, und man müſſe ſich über das
Vorgehen des Magiſtrats ſehr wundern. Richtig ſei ſchon, d
etzt jeder Schuſter und Schneider baue; die häufige Kontro

Wer den r cſtoße, möge die Folgen übernehmen. Eine genaue Kontrolle
Abnahme eines Neubaues genüge zur Wahrung der Aufſichts
pflichten des Magiſtrats.

Stadtv. Grote ſpricht namens der Finanzkommiſſion eben-
falls gegen die Magiſtratsvorlage und wendet ſich perſönlich
ſcharf gegen den Magiſtrat, der in der gedruckt vorliegenden
Vorlage des Redners Wahrheitsliebe in Frage geſtellt habe.
Von dem, was Redner in der Sache geſagt habe, i
mehrere Beamte der Baupolizei ihm perſönlich erkl
ſie ſeien nicht überlaſtet, nehme er kein Jota
könne keine Unwahrheit nachgewieſen werden, wohl aber ſe

vor einiger Zeit gelungen
Magiſtratsmitglied auf eine Unwahrheit feſtzunageln.
Ehre als Vertreter der Bürger ſtehe i

Er ſtehe n wie vor a
die Unterſuchung des rAerzte eine große Gefahr für deſſen Geſundheit in ſich ſchließen

um die Aufklärung zu hinter-
des Groſſe ſelbſt.

noch einen weiteren Sachverſtändigen zu
laden, und zwar in der Perſon des Dr. Schul

eit im Unterſuchungsgefängnis amtiert hat un
ang als ſtellvertretender Arzt in Plötzenſee tätig geweſen iſt

und mit Groſſe viel zu tun gehabt hat.
Auf Befragen erklärt Geheimer Medizinalrat Dr.

mann: Er könne aus voller Ueberzeugung bekunden, daß
erichtsſtelle ſo ſchädlich

Er ſage dies nicht
treiben ſondern im Jntereſſe
ſich übrigens vor,

Er behalte

der längere iſtechs Monate in der letzten Si
ſprochen werden

o ſchnell wie möglich
Der Magiſtrat werde
ilfskräfte in den Etat

eine Vernehmun des Groſſe hier an
wirken würde, er mit einer an Gewißheit
Wahrſcheinlichkeit ſagen könne: Sobald der
Gerichtsſaal kommt, dann ſchnappt er über, dann haben Sie

einen verwirrten Geiſteskranken
Gegen eine Unterſuchung des Groſſe durch

laſſe ſich natürlich nichts einwenden, bedenkenfrei ſei aber dies
inſofern nicht, als mit diefem Prozeß ein ganz neues Moment
in das Leben des Groſſe tritt, an das er enorme Hoffnungen
knüpft, und deshalb ſei jede neue Erörterung der diesbezüg-
lichen Verhältniſſe im gegenwärtigen Augenblicke für ſeine Ge-
ſundheit gefährlich, namentlich wenn eine Reihe ihm bisher

erſonen zur Rückſprache bei ihm erſcheint.
R.A. Dr. Heinemann: Würden Sie es

alten, wenn

herkommen.

ei aber trotzdem nicht nötig.

unbekannter

ür gefährlich
Herr Medizinalrat Dr. König allein

e begäbe Geheimrat Dr.
en Bedenken nicht

Liebknecht:
iniſchen Sachverſtändigen Gelegenheit gegeben werde, den

Die Herren werden ja am beſten wiſſen,
ohne geſundheits-

Leppmann:machen ſein. Rechts-
anwalt Dr.

Stadtverordneten Reck
Groſſe zu ſehen.

ihre Befuche einzurichten viel zu hoch,
r



er ſie ourch den Magiſtrat antaſten laſſe. Zur Sache bemerkt
Stadtv. Grote, daß geſagt werde, man wiſſe in der Baupolizei
überhaupt nicht mehr, was man tue, einer kommandiere den
andern. Die Ausſchreibung der Stelle und das Zeitungs-

nſerat beweiſe, daß es ſich nicht um eine Hilſskraft handle.
s wurde ein akademiſch gebildeter Techniker geſucht und den

bern im Jnſerat augekündigt, daß die Stelle ſpäter in
eine Polizei-Baumeiſterſtelle umgewandelt werden ſolle. Die
Hilfsſtelle ſei Herrn Jabke aus Berlin übertragen worden.Es gewinne den Anſchein, als ſolle der alte erprobte Herr

Aſſiſtent Kobert aue der Baupolizei hinausgebracht werden.
Zum Glück gehe das nicht ohne Genehmigung der Stadtverord-
neten. Jm Jntereſſe der Bürgerſchaft und der Ruhe möge das
Kollegium das Magiſtratsverlangen ablehnen.

Oberbürgermeiſter Staude: Der Referent hat die Rede-
wendung gbraugt. Der Magiſtrat wird Jhnen nachher er
zählen.“ as klingt ſo, als wolle der Magiſtrat nicht den
wirklichen Sachverhalt zugeben. Jm vorliegenden Falle war
der Magiſtrat genötigt, die Hilfsmittel des Etats zu nehmen.
Die Baupolizei iſt überlaſtet: die Häuſer ſchießen hier wie
Pilze aus der Erde. Der Magiſtrat habe durchaus nicht eine
Polizei Baumeiſterſtelle ausgeſchrieben und ſeine Befugniſſe
nicht überſchritten. Jch würde zu der Sache noch manches ge-
wichtige Wort ſagen können, tue dies aber in öffentlicher
Sitzung nicht. Jn geheimer Sitzung würde ich event. über
gewiſſe Perſonen gern weitere Auskunft geben. Stadtv. Grote
irrt ſich rechtlich, wenn er meint, der Magiftrat dürfe die
Verſetzung eines Beamten in ein anderes Reſſort nicht ſelbſt
ſtändig vornehmen.

Stadtrat Dr. Puſfch, Dezernent der Baupolizet, beſtreitet
ebenfalls, daß der Magiſtrat ſeine Vefugniſſe überſchritten
habe. Der Vorwurf, es würden zu viel Kontrollen geübt, ſei
durchaus unberechtigt; es werde im Gegenteil zu wenig kon
trolliert. Die Abneigung gegen die Anſtellung iſt nicht ſachlich
ſondern in Verſonalfragen begründet. Man will dem
einen nicht wohl und den andern protegieren. Der Magiſtrat
handle nur im Jntereſſe der Bürgerſchaft, wenn er die An-
ftellung beantrage. Das Kollegium möge deshalb dem An
trage des Magiſtrats ſtattgeben.

Stadtv. Gygas: Es iſt geſagt worden, man könne vieles
in öffentlicher Sitzung nicht beſprechen. Eigentlich ſollte ja
alles, was wir tun, das Licht der Welt vertragen können. Der
Baukommiſſion iſt in einer Sitzung der Vorwurf gemacht
worden, ſie habe die Vorlage wiſſentlich verſchleppt. Dieſer
Vorwurf ſei gänzlich unberechtigt. Betont werden müſſe, daß
Dr. Puſch die Baupolizei gut leite. Jm vorliegenden Falle
habe er aber das Richtige nicht getroffen. Das Kollegium
mkge der Anſicht der Bau und Finanzkommiſſion beitreten.

Bürgermeiſter v. Holly behauptet ebenfalls, daß der per
ſönliche Moment in dieſer Frage eine bedeutende Rolle ſpielt.
Durch die Ablehnnng der Vorlage würden Tauſende ja Hundert-
tauſende in Frage geſtellt. Man ſagt, wer gegen den Konſens
baut, möge die Folgen übernehmen, und allzu große Kontrolle
ſei überflüſſig. Dieſer Standtpunkt iſt verkehrt und ungerecht.
Die Polizei muß kfontrollieren und warnen, damit nicht Häuſer,
wenn ſie fertig ſind, wieder abgeriſſen werden müſſen. Nicht
bloß Bauunternehmer ſondern auch akademiſch gebildete Bau
defliſſene machen Fehler.

Stadtv. Gieſe erklärt, der Magiſtrat habe in dieſem Falle
zweifellos über die Schnur gehauen. Wenn man in dieſem
Falle von einer Hilfskraft rede, ſo könnte man auch einen
Bürgermeiſter oder den Oberbürgermeiſter ohne Genehmigung
der Stadtverordneten als Hilfskraft anſtellen. Von einer er
heblichen Ueberlaſtung der Baupolizei könne gar keine Redeſein. Häufig wird dem bauenden Publikum durch die Bau-

polizei das Leben ſehr ſchwer gemacht. Ein Bauender hat
3 Jahre wegen einer Bauangelegenheit bis ins Miniſterium
„geſchriftſtellert.“ Jn erſter Linie möge man dafür ſorgen, daß
das bauende Publikum wieder Vertrauen zur Baupolizei be-
komme und objektiv gehandelt werde. Redner habe vor etwa
zwei Jahren gegen einen weiteren Aſſiſtenten der Baupolizei
geſtimmt. Darauf habe der Polizei-Bau-Jnſpektor Roſenbaum
ihm in Gegenwart des damaligen Stadtrates Schnackenburg,
des Stadtbaurates Genzmer und des Stadtverordneten Hertel
geſagt: „Sie haben gegen meinen Aſſiſtenten geſtimmt;: Sie können ſhwars werden, ehe Sie einen
Baukonſens erhalten.“
Bürgermeiſter v. Holly: Die ſoeben erwäynte Angelegenheit

iſt ſeinerzeit ganz gründlich unterſucht worden. Es hat ſich da
herausgeſtellt, daß ein Mißverſtändnis vorliegt.

Stadtv. Thiele: Wir werden dem Magiſtrat niemals die
Arbeitskräfte verweigern, die zur ordnungsmäßigen Erledigung
der Geſchäfte erforderlich ſind. Wir verhehlen uns auch der
Bedenken nicht, welche geweckt werden können, wenn gerade
ſeitens der Baubefliſſenen, deren Tätigkeit durch die Baupolizei
kontrolliert werden ſoll, gegen die Anſtellung einer weiteren
Kraft im Baupolizeiamte geſprochen wird. (Die Herren Gygas,Grote und Gieſe ſind zufällig ſämtlich Baumeiſter.) Aber wir

müſſen doch auch genau prüfen, ob die Anſtellung weiterer
Beamten nötig erſcheint. Das kann ich nach dem Verlaufe der

ebatte nicht bejahen. Zunächſt fordere ich noch beſſere Auf-
lärung über den Fall Gieſe-Roſenbaum. Es wäre doch unge-
euerlich, wenn ein ſtädtiſcher Beamter es gewagt haben ſollte,

einem Stadtverordneten, der ſeiner Ueberzeugung gemäß ge-
handelt hat, zu drohen, er könne t werden, ehe er wieder
einen Baufkonſens erhalte. Herr v. Holly hat zwar geſagt, es
liege ein Mißverſtändnis vor. Aber worin ſoll dasſelbe be-
ſtanden haben? Wer hat mißverſtanden? Was iſt miß-
verſtanden worden Herr Gieſe hat Zeugen genannt, die den
Ausſpruch Roſenbaums gehört haben. Der Ausſpruch ſelbſt iſt
ſo klar, daß ich nicht wüßte, was an ihm mißverſtanden werden
könnte. Der Magiſtrat muß alſo befriedigende Auskunft über
den S haben. Zur Frage der Ueberlaſtung der Beamten in
der Bauvolizei möchte ich mitteilen, daß ich hier die Abſchrift
eines Briefes habe, der vor reichlich Jahresfrift an Herrn
Staude gerichtet worden iſt und in welchem mitgeteilt wird,
daß einer der Bau-Polizei-Aſſiſtenten für Bau
Unternehmer Banzeichnungen gegen Bezahlung an-
r Das iſt durchaus unzuläſſig und würde ein ſicherer

eweis gegen das Vorliegen einer Ueberlaſtung ſein. Daß
derſelbe Aſſiſtent ſich bei Abnahme eines Baues in einer Ver-
faſſung befunden hat, daß er wiederholt von der Leiter gefallen
iſt, mag nebenbei bemerkt werden. Werden uns nicht be-
friedigende Auskünfte erteilt ſo können wir nicht für die
Magiſtratsvorlage ſtimmen.

Bürgermeiſter v. Holly: Das „Schwarzwerden“ hat der
Polizei-Baninſpektor Roſenbanm nicht ſo bös gemeint. Er hat
wohl damit nur ſagen wollen, wenn er keine Hilfe bekomme,
dann würden die Leute auf den Konſens warten müſſen, daß
ſie hart und ſchwarz werden. Man ſollte doch nicht jede Aeuße
rung wie ein Staatsanwalt auffaſſen. Mit der Anfertigung
von Bauzeichnungen durch Aſſiftenten für Bürger verhalte es
ſich ſo: Das Kollegium hat früher einmal nichts dagegen ein

uwenden gehabt, wenn ſtädtiſche Beamte in ihrer freien Zeit
ich durch Nebenbeſchäftigung ein paar Groſchen verdienten. Es

ſei aber den Beamten der ausdrücklich geſagt wor-
den, es ſei nicht zuläſſig, wenn ſie Bauzeichnungen anfertigten,die ſie dann ſelbſt als Keomte revidieren müßten.

Stadtv. Gieſe: Die Darſtellung des Herrn v. Holly ſtimmt
nicht. Hätte der Baupolizei Inſpektor jene Aeußerung zurück
genommen oder anfgeklärt, ſo hätte ich die Sache nicht wieder
vorgebracht. Als die Worte gefallen waren, habe ich zu Herrn
Roſenbaum geſagt: „Da haben wir nichts mehr miteinander zu
verhandeln“ und bin fortgegangen.

Stadtv. Gygas ſpricht im Schlußwort nochmals gegen die
Vorlage und wendet ſich mit ſcharfen Worten gegen Bürger-
meiſter v. Holly, der ihm Unwahrheiten in den Mund gelegt
habe, während Herr v. Holly es ſei, der etwas Unwahres be
hauptet habe. Es ſei unrichtig, daß Redner erſt für den Polizei

aumeiſter geſtimmt habe. Herr v. Holly trete oft in burſchikoſer
eiſe auf und rufe dadurch Mißhelligkeiten hervor. Redner

werde trotz dieſer Behandlung dem Magiſtrat gegenüber nicht
in der Weiſe auftreten, müſſe ſich aber für die Zukunft eine
ſolche Behandlung verbitten.

Bürgermeiſter v. Holly gibt in einer perſönlichen Be
merkung zu, er könne ſich bezüglich der Abſtimmug des Herrn
Gygas geirrt haben. Daraus aber ein Recht herzuleiten, ſein
Vorgehen als burſchikes zu bezeichnen, das ſei ungehörig, und
entſpreche nicht der Achtung, die man ihm, wenn nicht als bejahrtem Manne, ſo doch als Bürgermeiſter ſchuldig ſei. Die
geiſtige und körperliche Friſche, über die er glücklicherweiſe noch
verfüge, befähige ihn, in ſeinem Alter noch an einem ſehr
ſchweren Poſten zu ſtehen. Jch bin froh, daß ich noch ein ſo
„friſcher Burſche“ bin.

Stadtv. Gygas erklärt dann, es habe ihm völlig fern
gelegen, den Bürgermeiſter beleidigen zu wollen.

Stadtrat Dr. Puſch weiß auf das beſtimmteſte, daß in der
erſten Leſung der Vorlage in der Kommiſſion auch Herr Gygas,
wie überhanpt alle außer Herrn Stephan, für die Anſtellung
eines Baupolizeimeiſters geſtimmt haben. Herr as er
widert, da in jener Sitzung eine zweite Leſung beſchloſſen
e ſei, habe eine Abſtimmung überhaupt nicht ſtattge-
unden.

Nach zweiſtündiger Debatte kommt es zur Abſtimmung. Die
Magiſtratsvorlage wird gegen 7 Stimmen (Heiſer, Kodlſchütter,
Reck, Föhring, Jell, Kobe und Wolf) abgelehnt. Auch der An
trag der Finanzkommiſſion, der Magiſtrat möge eine Vorlage auf
Anſtellung eines zweiten Baupolizei-Jnſpektors ausarbeiten,
wird gegen etwa 14 Stimmen abgelehnt.

Die zahlreichen anderen Punkte der Tagesordnun werden
meiſt debattelos genehmigt. So die Errichtung einer ſechſten
etatsmäßigen Lehrerſtelle an der
mit 3360 Mk. für welche Zeichenlehrer Hennig auserſehen iſt.

Die Fluchtlinien an der Johanneskirche müſſen geän-
dert werden, weil die Kirchengemeinde feſt darauf beſteht, daß
ihr die verſprochenen tauſend Quadratmeter Bauland für ein
Pfarrgebäude ungekürzt übergeben werden. die beſtehende

luchtlinie jedoch nur 870 Quadratmeter übrig ließe. Stadtv.r le rückt die Beſcheidenheit der Kirche, der ohnehin
durch Schenkung des Bauplatzes 20 000 bis 25 000 Mark ge
währt worden ſind, ins rechte Licht. Jn Zukunft möge man
bei derartigen Verträgen vorſichtiger ſein denn die Kirche habe
bekanntlich einen ſehr guten Magen. dFür Verbreiterung der Fahrbahn auf der Reilſtraße zwiſchen
Adolfſtraße und Kurallee um 50 Zentimeter werden 15 000 Mk.
bewilligt. Stadtv. Kobe tadelt, daß 8500 Mk. davon aus den
Beiträgen der Provinzialverwaltung t Erhaltung der
Straßen genommen werden ſollen, ſo daß faſt nichts zu anderen
Zwecken übrig bleibt.
Auf dem ftädtiſchen Rittergute Beeſen laufen jährlich
für 350 bis 400 M. völlig reines Waſſer ab, das bei der Milch
kühlung verwendet wird. Die noch nicht erledigte Frage, ob
die Stadt vertragsmäßzig überhaupt verpflichtet ſei, dem Pächter
Handt das Waſſer gratis zu liefern, könne nicht entſchieden
werden, weil die angerufene Schiedskommiſſion nicht zuſtande
kommt. Für 750 Mk. ſollen Vorrichtungen getroffen werden,
daß das Waſſer zur Viehtränke benutzt werden kann. Die
Mittel werden bewilligt.

Mit dem Zoologiſchen Garten wird vereinbart, daß
4000 M. Pauſchale in zwei halbjährlichen Raten für Beſuch des
Gartens durch die Volksſchulen ſtädtiſcherſeits zu entrichten ſind.
Die Schüler der höheren Schulen haben bei Beſuch des Gartens
unter Leitung der Lehrer nur 10 Pfg. zu bezahlen.

Eine Brückengeld-Debatte erzeugte wieder die Petition
der Firma Reuter u. Straube, welche bei der Reparatur der
Kröllwitzer Brücke für die dabei benutzten Fuhrwerke das
Brückengeld in Höhe von 14.35 M. hat zahlen müſſen. Stadtv.
Thiele getr auf die lächerlichen und ärgerlichen Situationen
ein, die durch den Pächter Birnſtiel geſchaffen wurden. Leider
nehme ſich die Staatsanwaltſchaft des Mannes ſogar in der
Weiſe an, daß ſie in ſeinem Jntereſſe die öffentliche Klage
anſtrenge, ſtatt ihn auf den Weg der Privatklage zu verweiſen.
R.-A. Stadtv. Herzfeld empfiehlt die Petition zur Berück-
ſichtigung. Der Magiſtrat könne den Betrag wieder von Birn-
ſtiel herausklagen.

Der Verkauf der Einlaßkarten für die Volksvorſtellungen
im Stadttheater wird vom Buchhandlungs Gehilfen Emil
Döhnert in einer Petition gerügt. Die Vetition wird zur Er
wägung überwieſen. (Wir kommen auf die Debatte zurück.

Oberpoſtaſſiſtent P. Lange beſchwert ſich über die Auf-
lagerung von Schmutzmaſſen auf einem Acker nahe der
Delitzſcherſtraße durch Herrn Götze, Alter Markt 7 wohnhaft.
Auch dieſe Petition wird dem Magiſtrat überwieſen.

Zur Tagesordnung übergegangen wird dagegen über die
Petition des Pächters der Weinbergbrücke, Rich.
der 4970 M. jährlich Pacht zu zahlen hat, aber aus Aufhebung
des Brückengeldes für die Kröllwitzer Brücke eine ſtarke Be
nachteiligung ſeiner Einnahme erwartet. Da Wenzke bei Neu
verpachtung der Brücke gewußt hat, was bevorſteht, findet die
Verſammlung keinen r ſeinem Verlangen ſtattzugeben.
Der Antrag Oſterburg, ihn am 1. Oktober aus dem Pacht-
vertrag zu entlaſſen und das Brückengeld über die Weinbergs
brücke aufzuheben, wird gegen die ſozialdemokratiſchen Stimmen
abgelehnt.

Die Petition der Kriegervereinler, bei „patriotiſchen
Feſten“ von Erhebung einer Luſtbarkeitsſteuer abzuſehen, wird
ohne Debatte durch Uebergang zur Tagesordnung erledigt.
Die Herren benutzen die „patriotiſchen Feſte“ zur Abhaltung
von Tanzvergnägen, deren reicher rag in die Kaſſe fließt.
Die „patriotiſchen“ Anſprachen bilden dabei nur eine ſchnell er
ledigte Einleitung.

Jn der geſchloſſenen Sitzung wurde die Penfionierung
des 60jährigen Magiſtratsſekretärs Hoyer wegen Krankheit
enehmigt. Er hat Anſpruch auf 1200 M. Penfion, wovon die

ilitärpenſion abgeht. Gegen Hoyer ken allerdings zahl
reiche Anfechtungen ſeines dienſtlichen Verhaltens vor. Er
war aber Vorſitzender des Kriegervereins der 96 er und wurde
von Merſeburg aus begünſtigt.

Die Annahme eines Legats des verſtorheneu Schuh
machermeiſters Schmalz in Höhe von 7500 M., wovon Legate
in Höhe von 2900 M. abgehen (1500 M. erhält der Ver
ſchönerungsverein, 300 M. ſoll Tiſchlermeiſter Spanier be
kommen ee.) wird genehmigt. Da das eigentliche Legat dann
nur noch 4600 M. beträgt, hat die Regierung nichts mehr
rn was der Fall iſt, wenn das Legat 5000 M. oder
mehr beträgt.

Schluß der Sitzung “/29 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle, 23. Mai.

Ans dem Stadtverordnetenſaale.
Geſtern kam es zu einem heftigen Zuſammenſtoß zwiſchen

der Stadtverordneten-Mehrheit und dem Magiſtrat. Es han-
delte ſich um Anſtellung eines Polizei-Baumeiſters, die ſchließ-
lich abgelehnt wurde. Die Herren Gygas und Srote, denen
Herr eitrat, nahmen den Magiſtrat ſcharf ins Gebet,
weil er aus dem Hilfsarbeiterfonds den Gehalt für den be
reits telegraphiſch herbeſtellten neuen Polizei- Baumeiſter be
zahlen will. Es handle ſich hierbei nicht um eine Hilfskraft.
Der Magiſtrat beſtritt, ſeine Befugniſſe überſchritten zu haben.
Der Leſer findet die ausführliche Wiedergabe der Debatte im
Sitzungsbericht in vorliegender Nummer. Die ſeltſame Aus
legung des Begriffs „Hilfsarbeiter“ durch den Magiſtrat wird
dazu führen, daß in Zukunft der Fonds nicht mehr zur ein
ſeitigen Verfügung des Magiſtrats ſondern zur Dispoſition
beider ſtädtiſchen Kollegien in den Etat eingeſtellt wird.
Als vor Monaten bei Beratung des Haushalts ein dahin

Gieſe

zielender Antrag von ſozialdemokratiſcher Seite geſtellt wurde,

v

ſtimmten ihn dieſelben Herren nieder, die jeht ſeine Notwen
digkeit anerkennen.

Trotz der Befürchtung des Vorſitzenden, wenn alle Punkte
eine ſo lange Debatte entfeſſelten, wie die über den Polizei
Baumeiſter, werde das Kollegimn bald wieder vor einem
Berg unerledigter Beratungsgegenſtände ſtehen, gelang es, bis
49 Uhr faſt die geſamte Tagesordnung aufzuarbeiten.

Die Ausſperrung der Schneider in Halle perfekt.
Die brutale Gewaltmaßregel des Arbeitgeber Verbandes im

Schneidergewerbe iſt zur Tatſache geworden. Diejenigen Kol
legen, welche es nicht mit ihrem Gewiſſen vereinbaren konnten,
durch Unterſchrift eines Reverſes ſich willenlos den Arbeit-
gebern auszuliefern, ſind ausgeſperrt reſp. gekündigt worden.
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß kein Kollege, der als Heimarbeiter
oder wie man ſagt, als Hausinduſtrieller tätig iſt, die ihm an
gebotene Kündigung annimmt, daß er vielmehr ſich mit den
Ausgeſperrten ſofort ſolidariſch erklärt. Es könnte den
Herren ja paſſen, wenn es ihnen gelänge, einen Teil der Kol-
legen aufs Pflaſter geworfen zu haben. Einem anderen Teile
der Kollegen aber erlaubt man gnädigſt, für dasſelbe Ver
gehen, die Unterſchrift verweigert oder zurückgezogen zu haben,
noch 14 Tage lang die nötigſten Arbeiten zu verrichten und
dann ihnen erſt den verdienten Tritt zu verſetzen. Es iſt eine
ſtarke Zumutung, daß zu verſtehen, wenn man bedenkt, daß
auch die Herren in Verlegenheit ſind und die Pfingftbeſtellungen

doch erledigt werden müſſen. Man meint eben auf jener
Seite, der Arbeiter iſt ein Menſch zweiter Klaſſe, bei ihm ſei
das Ehrgefühl nicht ſo ſtark ausgeprägt, um dieſes heraus-
zufühlen.

In der geſtern abend ſtattgefundenen außerordentl. General-
Verſammlung des Verbandes der Schneider, wurde nach ſcharfer
und eingehender Kritik dieſer brutalen Maßnahme, welche da
rauf hinausläuft, die Organiſation der Arbeitergeber zu kitten,
die unſerige aber zu ſprengen, nachſtehende Reſolution ein
ſtimmig angenommen

Reſolution:
Die heute bei Herrn Kautzſch, Martinsberg Nr. 6, tagende

außerordentliche General Verſammlung des Verbandes der
Schneider, Filiale Halle a. S., beſchließt, alle ihre Mitglieder
welche den vorgelegten Revers unterzeichnet haben, zu ver
pflichten die erfolgte Unterſchrift wieder retour zu
ziehen und ſich ſo mit den ausgeſperrten Kollegen ſoli-
dariſch zu erklären. Den Verband der Arbeitgeber im
Schneidergewerbe zu Halle a. S. fordern wir hierdurch auf,
den vorgelegten Revers unverzüglich zurückzu-
ziehen, indem wir in dieſem Revers weiter nichts als
eine willenloſe Erklärung erblicken, jederzeit Streikarbeit an
zufertigen. Erfolgt die Zurücknahme nicht, ſo ſehen wir in
der Vorlage des Reverſes eine rigoroſe Maßnahme und eine
Herausforderung zum Kampfe, wie ja die tatſächlich erfolgte
Ausſperrung eines Teiles der Kollegen beweiſt. Der Arbeit-
geber Verband hat uns den Kampf aufgezwungen. Die-
jenigen unſerer Kollegen, welchen die Arbeit gekündigt iſt,
erklären, daß ſie die Kündigung zurückweiſen und ſich
ſofort als Ausgeſperrtebetrachten.

An alle Kollegen, welche bei Arbeitgebern beſchäftigt ſind,
die dem Arbeitgeber Verband angehören, richtet der unter
zeichnete Verband die Bitte, ſich mit ihren aufs Pflaſter ge
worfenen Kollegen ſolidariſch zu erklären. Ehrlos derjenige,
welcher ſich als Streikbrecher dazu gebrauchen läßt, ſeinen in
unerhörter brutaler Weiſe brotlos gemachten Kollegen in den
Rücken zu fallen und den Kampf um das freie Selbſtbeſtimmungs-

recht dadurch unmöglich macht. Verrat an der eigenen Sache
iſt es, wenn ſich Kollegen finden, die ſolches tun, zumal auch
die Arbeitgeber, wenn der Mohr ſeine Schuldigkeit getan hat,
keine Achtung vor ſolchen Verrätern haben.

Mittwoch abend 8!1/2 Uhr findet im Weißen Roß“,
Geiſtſtraße 5, eine öffentliche Schneider Verſammlung ftatt.
Alle Kollegen erſuchen wir, in dieſer Verſammlung zu erſcheinen.

Auch die Arbeitgeber ſind zu dieſer Verſammlung zu einer
Ausſprache eingeladen.

Das Bureau der Ausgeſperrten befindet ſich Martinsberg
Nr. 6 bei Kautzſch. Alle Ausgeſperrten haben ſich im Laufe
des Tages zu melden.

Der Verband der Sqhneider und Schneiderinnen
Deutſchlands, Filiale Halle.

Eine Konferenz der Beiſitzer des Schiedsgerichts für
Arbeiterverſicherung zu Merſeburg

fand am vorigen Sonntag, den 21. Mai, hier im Engl.
Hof ſtatt. An derſelben nahmen 21 Beiſitzer von Halle und
Merſeburg, außerdem mehrere Gäſte teil. Nach Eröffnung der-
ſelben und Begrüßung der Erſchienenen durch Herrn Gülden-
berg wurde Herr Berner mit der Leitung der Verhandlungen
beauftragt. Derſelbe erteilte vor Eintritt in die eigentliche
Tagesordnung zunächſt Herrn Wache das Wort. Dieſer ſtellte
ſodann den Beiſitzern einen Verletzten vor, der vollſtändig
arbeitsunfähig, aber vom Profeſſor Windſcheid nur um 15
Prozent als geſchädigt abgeſchätzt worden iſt. Nachdem die
Beiſitzer noch mit der Krankheitsgeſchichte des Verletzten ver-
traut gemacht worden, erhielt Herr Güldenberg das Wort zu
einem einleitenden Referat. Derſelbe erläuterte in ausführ-
licher Weiſe den Anweſenden, welche Rechte der Beiſitzer als
Richter habe, ferner ging er des Näheren auf das Unfallver-
ſicherungs- ſowie Jnvalidenverſicherungs-Geſetz ein und unter-
breitete eine ganze Anzahl Fälle aus der Praxis, um die
Beiſitzer möglichſt gründlich mit der Sozialgeſetzgebung ver-
traut zu machen. Aus dem Vortrage wäre u. a. hervorzu-
heben: Das Schiedsgericht wählt bei Beginn eines jeden Ge
ſchäftsjahres in ſeiner erſten SpruchSitzung aus der Zahl der
am Sitze des Schiedsgerichts wohnenden approbierten Aerzte
diejenigen aus, welche als Sachverſtändige bei den Vexhand
lungen vor dem Schiedsgericht in der Regel nach Bedarf zu
zuziehen ſind. Redner kritiſierte, daß ſeit voriges Jahr in
einigen Fällen die Vertrauensärzte des Schiedsgerichts, Dr.
Brohmann und Dr. Schneider in Merſeburg auch Gutachten
für die Berufsgenoſſenſchaften ausſtellen. Hier könne es dann
vorkommen, daß ein Verletzter, dem z. B. auf Veranlaſſung
der Berufsgenoſſenſchaft nach vorheriger Unterſuchung durch
einen der genannten Aerzte die Rente entzogen oder gekürzt
worden, bei Einlegung der Berufung in der mündlichen Ver
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r vor dem Schiedsgericht er dann wieder mit dem
rzt als Gutachter zu rechnena zwei W agle dieete b

nur als Vertrauensarzt des Schiedsgerer lege dieſes Amt nieder, und da re ſo v é4
achten für die Berufsgenoſſenſchaften ausſtellen, wie von ihm
verlangt würden. Weiter wurde bedauert, daß der Vorſitzende
des Schiedsgerichts, Geheimrat Türcke, die Berufungsſchriften
reſp. ärztlichen Gutachten uſw. im Verhandlungstermine ſo
ſchnell verleſe, daß die Beiſitzer nicht genügend der Sache fol
gen können, ferner würden zu viel Fälle an einem Verhand
lungstage behandelt. Hier ſei es nun Pflicht der Beiſitzer
ſich gegen jedwede Ueberhaſtung zu wehren. Um dem vorzu
beugen, möge ſich der Beiſitzer im Termin durch ausführliche
Frageſtellung über jeden einzelnen Fall vor der Urteilsfällung
die nötige Klarheit verſchaffen. Das Schiedsgericht hat auch
das Recht, denjenigen Teil des Betriebes, in welchem der
Unfall vorgekommen iſt, in Augenſchein zu nehmen. Bezüg-
lich der ärztlichen Gutachten brachte Herr Güldenberg noch
folgende Ausführungen eines Regierungsvertreters bei Be
ratung der Abänderungsvorſchläge zum Geſetze zur Verleſung:
„Jm allgemeinen könne es nicht als Aufgabe der ärztlichen
Begutachtung angeſehen werden, den Prozentſatz der verlore-
nen bezw. verbliebenen Erwerbsfähigkeit abzumeſſen. Viel-
mehr habe der Arzt ſich darauf zu beſchränken, die Verletzung
und deren phyſiologiſche Wirkungen möglichſt genau feſtzu
ſtellen. Die weitere Prüfung, wie hoch auf Grund dieſer Feſt
ſtellungen die entgangene bezw. verbliebene Erwerbsfähigkeit
einzuſchätzen ſei, und ob eventuell inwieweit hierbei noch die
Beſchäftigung in einem anderen Berufe in Betracht kommen
könne, ſei eine Frage des allgemeinen praktiſchen Verſtänd-
niſſes und unterliege ausdrücklich der Beurteilung der Berufs
genoſſenſchaft bezw. des Schiedsgerichts. Eine Uebung
durch welche dieſer Beurteilung von anderer Seite in ent-
ſcheidender Weiſe vorgegriffen werde, erſcheine als mißbräuch-
lich, ſie berge die Gefahr in ſich, daß die richterliche Funktion
der Feſtſtellungsorgane zur rein mechaniſchen Konſtatierung
herabſinke. Wenn die Berufsgenoſſenſchaft oder das Schieds
gericht ſich über das Maß der Erwerbsfähigkeit nicht klar
ſeien, ſo müßten ſie einen für den betreffenden Fall geeignet
erſcheinenden Sachverſtändigen hören, als welcher der
Arzt durchaus nicht ohne weiteres und in
jedem Falle in Frage komme. Eine dahingehende
Verpflichtung brauche indes im Geſetze nicht ausgeſprochen zu
werden, ſie liege in der Natur der richterlichen Funktion.“ Jm
Anſchluß hieran erſuchte der Referent die Beiſitzer, dieſe Aus
führungen zu beherzigen und gegebenenfalls darnach zu han-
deln. Nachdem er dann noch eine ganze Anzahl intereſſanter
Streitfälle unterbreitet, ſchloß er mit dem Wunſche, daß der
heutigen Konferenz noch mehrere folgen mögen, denn nur
durch gegenſeitige Aufklärung reſp. Ausſprache könne zum
Wohle der Verletzten uſw. wirkſam eingetreten werden. Der
Vorſitzende drückte ſeine Befriedigung über die Einberufung
der Konferenz aus, ebenſo über das gehaltene Referat.

Die Herren Klingebiel und Schöppe ergänzten das Referat
Güldenbergs noch durch Anführung weiterer intereſſanter Fälle
aus ihrer Praxis als langjährige Beiſitzer des Schiedsgerichts.
An der weiteren ſehr lebhaften Debatte beteiligten ſich die
Herren Hache, Beyer, Wache, Starke, Spröte, Schmidt,
Pitzſchke, Schwenke- Halle a. S., ſowie Langholz- Merſeburg
und Müller-Niederbeuna. Mehrfach wurde der Wunſch ge
äußert, ſich zu derartigen Beſprechungen öfters zuſammen zu
finden. Einen von Herrn Starke geäußerten Wunſch ver-
ſprachen mehrere Anweſende in Berückſichtigung zu ziehen, ſo
daß zu hoffen iſt, daß die Beiſitzer in Zukunft regelmäßig
zuſammenkommen können. Auch wurde geplant, gelegentlich
auch einmal in Merſeburg zuſammenkommen zu wollen. Herr
Berner forderte nach einem kurzen Schlußworte Güldenbergs
noch zum Beitritt in den Arbeiter- Vertreter -Ver-
ein auf und ſchloß ſodann nach 7 Uhr die anregend ver

laufene Konferenz. H.
Mehrere Petitionen an den Reichstag

ſind in letzter Zeit aus Halle und andern Städten im Ver-
breitungsbezirk des Volksblattes geſandt worden. Die hieſige
Landwirtſchaftskammer bittet in ihrer Eingabe um Herab-
ſetzung der Zuckerverbrauchsſteuer von 14 auf 10 Mark pro
Doppelzentner. Gegen Bewilligung weiterer Mittel zur Unter
ſtützung von Baugenoſſenſchaften proteſtieren der hieſige Haus
und Grundbeſitzer Verein, ferner die gleichen Vereine in
Weißenfels, Nordhauſen, Bernburg, Magdeburg und Kaſſel.
Guſtav Voigt in Mansfeld bittet um Rechtsſchutz. Der hie-
ſige Braunkohlen-Jnduſtrieverein fordert, daß ſämtliche im
Bergbau Verwendung findenden Fördergefäße vom Eichzwang
befreit bleiben ſollen. Unter den zahlreichen Magiſtraten deut
ſcher Städte, die nichts von der periodiſchen Nacheichung der
Gasmeſſer uſw. wiſſen wollen, befinden ſich auch die Magiſtrate
von Eilenburg, Pretzſch, Quedlinburg, Merſeburg. Und gegen
die Verſtaatlichung kommunaler Eichämter, wie ſie ein dem
Reichstage vorliegender Geſetzentwurf der Regierung fordert,
wendet ſich u. a. der Magiſtrat von Torgau. Betreffs des
letzteren Wunſches hat die ſozialdemokratiſche Fraktion bereits
beſchloſſen, daß den Städten, die bereits ein Eichamt haben,
auf Wunſch dasſelbe zu belaſſen ſein ſoll. Natürlich müßten
auch ſie die von der Regierung einheitlich geregelten niedrigen
Gebührenſätze anerkennen.

Niemand könne
Entweder fungiere der

Das Protokoll des Einigungsamtes
in Sachen des Malerftreiks hat folgenden Wortlaut:

wecks Beilegung der im Malergewerbe hierſelbſt beſtehendenStaeeteſt über die Bedingungen der Wiederaufnahme des
Arbeitsverhältniſſes iſt zwiſchen den Vertretern der Arbeitgeber,
welche der hieſigen Maler- und Laclierer Jnnung ange ören,
nämlich den Malermeiſtern Zander und Bieſecker, ſowie den
Vertretern der der genannten Jnnung nicht angehörigen Arbeit
geber, nämlich den Maſermeiſtern Bernhardt und Haring einer
ſeits, und den Vertretern der Arbeitnehmer, nämlich den Maler-
gehilfen Dölt, Grähner, Ovit und Arnold andererſeits nach
vorangegangener mündlicher erhandlung in der Sitzung des
Gewerbegerichts als Einigungsamt vom 19. Mai ernder
welcher teilgenommen haben: Stadtrat Winter als Vorſitzender,
Tiſchlermeiſter Andag, Klempnermeiſter Grecke, Geſchäfts fübrer
Möwes, Tiſchler Schnabel als Vertrauensmänner, folgende
Vereinbarung zuſtande gekommen:

J. Arbeitsb r ken Am Sommeriche Arbeitszeit iſt eine 92ſtundig ger.S hein 65 h und endigt abends H Uhr. en
ch einer ſtündigen Frühſtückspauſe und 15 ſtündi 5 e
tagspauſe. Jm Winter iſt 1 Stunde Mittagspauſe
Ueberſchreitungen einer länger als 9 ſtündigen Arbeitszei
ſind als Ueberftunden zu berechnen.2. Ueberſtunden, Sonntagsarbeit und Nachtarbeit dürfen 4
in dringenden Fällen verlangt und geleiſtet ſerde e
Ueberſtunden gilt die 5 et von abends 6 9 Uhr. a evon abends 9 Uhr bis früh 6 Uhr wird als Nachtarbeit be-

z it wird alle 3 Stunden eineWährend e e heroch als Arbeitsgelt berechnetrechnet.
i/2ſtündige Pauſe gemacht, die
wird.

3. Der Mindeſtlohn
bis 31.

ro Stunde beträgt für Malergehilfen
i März 1906 48 Pfennige, vom 1. April 1906 ab 50 Pfg.,

für Malergehilfen im erſten Jahr nach der Lehrzeit 42 Pfg.
für Anſtreicher 40 Pfennige.
hahlederſunben werden mit 10 Pfg. pro Stunde Aufſchlag be

Nachtarbeit und Sonntagsarbeit werden mit 25 Pfg. proStunde Aufſchlag bezahlt. r
4 Faſſaden Rüſten, ſowie das Rüſten von Räumen über

5 Meter Höhe wird mit 10 Pfg. pro Stunde Aufſchlag bezahlt.
Bei Landarbeit wird entweder volle Koſt und entſprechendes

Logis oder eine bare Entſchädigung gezahlt. Als bare Ent-
ſchädigung erhalten die Verheirateten pro Tag 2 Mk., die
Ledigen 1 Mk. pro Tag, einſchließlich Sonntag, oder Hin und
Rückfahrt 3. Klaſſe jede Woche.

Sofern bei einer Entfernung von 5 Kilometern (von Mitte
der Stadt gerechnet) nicht über Nacht geblieben werden ſoll,
wird die Zeit für den zurückzulegenden Weg als Arbeitszeit
(ohne Aufſchlag) gerechnet; an Stelle dieſer Vergütung tritt,
wenn ahraelegenheit benntzt werden kann, Erſtattung des
e

Die Lohnzahlung findet Freitags, ſpäteſtens bis zum
Schluß der Arbeitszeit ſtatt und zwar möglichſt auf der
Arbeitsſtelle. Geſchieht in der Werkſtatt oder Wohnung die
Lohnzahlung, ſo muß dieſe ſpäteſtens eine Stunde nach Schluß
der Arbeitszeit beendet ſein. Jedes längere Warten wird als
Ueberſtunde ohne Aufſchlag berechnet.

6. An Vorabenden vor Oſtern und Pfingſten wird um
5 Uhr Feierabend gemacht, jedoch wird der Lohn für den
vollen Arbeitstag gewährt.

7. Akkordarbeit iſt möglichſt zu vermeiden.
S. Die geſetzliche Kündigungsfriſt iſt ausgeſchloſſen es findet
jederzeitige Entlaſſung ſtatt; doch muß, wenn nicht die Voraus-
ſetzungen des 8 123 R.-G.-O. Platz greifen, der angefangene
Arbeitstag voll bezahlt werden.

9. Die Arbeitgeber ſorgen möglichſt für geeignete ſichere
Räume &p7 Aufbewahren der Kleidungsſtücke, ſowie für Seife
und Gefäße zur Reinigung.10. Dieſe Bedingungen ſind jedem Arbeitnehmer bei ſeinem
Eintritt in die Beſchäftigung zu behändigen.

11. Andere als vorſtehend verzeichnete Arbeitsbedingungen
haben keine Gültigkeit.

12. Dieſe Bedin ungen haben Gültigkeit bis 1. April 1907
und verbleiben ſtillſchweigend weiter in Kraft, wenn nicht
ſpäteſtens 4 Monate vorher die Kündigung erfolgt.

II. Die Arbeit wird am 22. Mai ds. Js. wiede
aufgenommen.

Halle a. S., den 19. Mai 1905.
Die Vertreter der Arbeitgeber:Rob. Bieſecker. Wilh. Zander. Theod. Bernhardt. Ed. Haring.

Die Vertreter der Arbeitnehmer:
Arnold. W. Opitz. E. Gräbner. H. Döltz.

ie Mitglieder des Einigungsamtes:
C. Grecke. F. Andag. Max Schnabel. J. Möwes.

Metallarbeiter.
Zu den beſtehenden Differenzen bei der Firma K. Breit-

kopf, Armaturenfabrik und Metallgießerei hier, iſt mitzu
teilen, daß es vorausſichtlich zum allgemeinen Aus-
ſt an d der Arbeiter kommen wird, da bis jetzt alles Verhan-
deln auf friedlichem Wege zwecklos war. Jm Gegenteil ſucht
Herr Albert, der Geſchäftsleiter der Firma, durch allerhand
Seitenſprünge die Arbeiter zu täuſchen. So verlangte er am
Sonnabend, daß einige Arbeiter Ueberſtunden machen ſollten,
andere Arbeiter mußten ausſetzen, da es an Dreher Arbeit
fehlt. Dieſes Treiben haben die übrigen Arbeiter ſatt. J
Kürze muß reiner Tiſch gemacht werden. H.

Winter.

Eine Privatklage,
die ebenfalls in unſere Polizei verhältniſſe hinein-
ſpielt, beſchäftigte geſtern wieder einmal das Schöffengericht.
Es klagte das Dienſtmädchen Anna Hohmann gegen die
Ehefrau des Polizeikommiſſars Sommer wegen Beleidi-
gung, und Frau Sommer hatte Widerklage erhoben. Anna
Hohmann befindet ſich bei dem Hausbeſitzer Hornbogen, der
bekanntlich mit dem Ehepaar Sommer ſeit langer Zeit in
Fehde lebt, in Stellung, und aus der Feindſchaft reſultiert
auch dieſe Klage. Das Mädchen ſoll, ſo wurde behauptet,
eines Tages der Frau des Kommiſſars Kartoffelſchale auf den
Kopf geworfen, und Frau Sommer ſoll das Mädchen durch
Redensarten, die ſie „nicht gern in den Mund“ nimmt, be
leidigt haben. Jn einer früheren Verhandlung, ſo ſagt man,
habe nun das Mädchen als Zeugin in Abrede geſtellt, die
Frau mit Kartoffelſchale geworfen zu haben. Frau Sommer
behauptete das Gegenteil. Es beſteht nun die Vermutung,
daß ſich aus der Geſchichte noch ein Meineidsverfahren ent-
wickelt, da das Gericht annahm, das Mädchen habe doch mit
Kartoffelſchale geworfen. Die heutige Klage endete „vorläufig“
damit, daß Frau Sommer ebenfalls wie das Dienſtmädchen
Hohmann wegen Beleidigung zu je 20 Mk. Geldſtrafe eventl.
Freiheitsſtrafe verurteilt wurden.

Der weltberühmte Thüringer Gewerkvereinsbote,
deſſen Redakteur Chriſtian Lechner ſich alle mögliche Mühe
gibt, die Sozialdemokratie mit Stumpf und Stiel auszurotten,
hatte in ſeiner Nr. 36, bei Gelegenheit eines Artikels über
unſere Maifeier, auch die Halleſche Genoſſenſchafts-Buchdruckerei
angegriffen, was die Leitung der letzteren veranlaßte, folgendes
Schreiben unterm 9. Mai an Herrn Chriſtian Lechner zu
ſenden:

Redaktion des Thüringer Gewerkvereinsboten,
Weißenfels.

Nr, 36 Jhres Blattes bringen Sie einen Artikel, der
unſer rſcha in den Augen Jhrer Leſer herabzuſetzen ge
eignet iſt, indem dort behauptet wird: wir zahlten an unſere
s „wahre Hungerlöhne“.Beigeſügt finden Sie unſere Arbeitsordnung, und dieſe
ergänzend, füge ich noch daß unſere angeſtellten Setzer
von 88 k. Gewißgeld erhalten.

Wenn das „Hungerlöhne“ ſind, muß Jhre Druckerei
doch bedeutend höhere zahlen, und bitte ich Sie (als Gegen-
Kenſt), mir dieſe angeben zu wollen, damit wir uns danach

richten können. Wie lang iſt die Arbeitszeit dort 2c. Wie
viel beſchäftigen Sie Lehrlinge (Wir ſtellen überhaupt keine
ſolche ein. Derartige Aufſchlüſſe würden mich auch
intereſſieren.

Jhrer Zulquz vertrauend, erſuche ich Sie, die Sache in
das richtige Licht rücken zu wollen, ſofern Sie nicht beſſer
bezahlen und günſtigere Arbeitsbedingungen haben als wir.

Ergebenſt
i. A. Jähnig.

Hierauf reagierte Herr Chriſtian in keiner Weiſe, und deshalb
erhielt er unterm 12. Mai folgende Aufforderung zugeſtellt:

Redaktion des Thüringer Gewerkvereinsboten,
Weißenfels.

Sie ließen mich auf mein Schreiben vom 9. ds. ohne
Antwort, ſo daß ich annehme: Sie wollen von einer Rege-
kung auf gütlichem Wege nichts er. tVieſerha b fühle ich mich veranlaßt, Sie, unter Hin-
weis auf s 11 des Preßgeſetzes, zu erſuchen,
folgende Berichtigung in die zunächſt erſcheinende
Nummer Jhres Blattes aufzunehmen:„Die Halleſche Genoſenſchafts Buchdruckerei zahlt ihre

Setzer nicht, wie in Nr. 36 dieſes Blattes behauptet

wurde, „wahre m ſondern bei täglich 8 Stunden
Arbeit 28—88 Mt. Gewißgeld pro Woche; außerdem ge
währt ſie 8 Tage Ferien c.“

Die Verwaltung der Halleſchen ernſenſ ha
Buchdruckerei (e. G. m. b. H.i. A.: Alfred Jähnig.

Auch dieſe Zuſchrift blieb ohne den gewünſchten Erfolg. Das
einfachſte Anſtandsgefühl hätte das weltberühmte Blatt veran
laſſen müſſen, wenn auch nur kurz, von dieſen Erklärungen
Notiz zu nehmen. Warum das nicht geſchehen ſein wird?!

Jedenfalls nicht darum, weil in der Druckerei des
Th. G. beſſere Verhältniſſe herrſchen, ſondern umgekehrt. Es
wäre eine dankenswerte Aufgabe der Weißenfelſer Buchdrucker,
dieſe einmal anzunaggeln.

Die ſogenannte Pfingſtwieſe iſt auch in dieſem Jahredem Reſtaurateur Friedrich e chulze, Eichendorffſtraße 3, über

geben worden. Sie dauert vom 1. bis mit 14. Juni und wird
abgehalten in den Anlagen der Halleſchen Radrennbahn in der
Merſeburgerſtraße.

Niemberg. Großes Aufſehen erregt hier und in der
Umgegend die Auffindung der Leiche eines Dienſtmädchens.
Jn einem Kornfelde fand man auf dem Wege nach Spicken-
dorf ein Mädchen erwürgt vor, das man am Sonntag abend
auf einem hieſigen Tanzſaal noch geſehen hatte. Das Mädchen
iſt jedenfalls vergewaltigt und dann erdroſſelt worden. Das
Mädchen diente in Spickendorf. Als ſeine Herrſchaft am
Montag morgen vergeblich auf die Rückkehr wartete, machte
man ſich dran, die Vermißte zu ſuchen, nachdem zuvor aus
Niemberg die Nachricht gekommen war, das Mädchen habe ſich
uach Schluß des Tanzes auf den Heimweg begeben.

Wettin. Hpr Entwicklung der Parteibewegung
am Orte. Die Verſammlung des Sozialdemokratiſchen Ver
eins, welche am Sonntag, den 14. Mai, ſtattfand, war gut
beſucht. Der Vertrauensmann Genoſſe Langhammer feierte
in ehrender Weiſe den Todestag Schillers, worauf die An-
weſenden zu Ehren Schillers ſich von den Plätzen erhoben.
Zum 1. Punkt der Tagesordnung Unſer Parteiprogramm,
referierte Genoſſe Langhammer, welcher die einzelnen Punkre
ſachlich erläuterte. An der Diskuſſion beteiligten die Genoſſen
ſich lebhafe, und da die Zeit vorgeſchritten war, wurde die Fort
ſetzung der Diskuſſion bis zur nächſten Verſammlung vertagt.
Beim Punkt Verſchiedenes wurde bveſchloſſen, bei der nächſten
Stadtverordnetenwahl eigene Kandidaten aufzuſtellen.

Aus den Rarchbarkreiſen.
Zeitz. (Eig. Ber.) Zum erſten Male hat Herr Dippe,

der nationalliberale Reichstagskandidat unſeres Kreiſes, als
Abgeordneter von ſich reden gemacht. Herr Dippe ſitzt im
preußiſchen Landtage und hat ſeine Kunſt an dem famoſen
Kommiſſionsbeſchluß betreffs die Arbeiterausſchüſſe in Berg-
werksbetrieben verſucht. Herr Dippe hat dabei ſeinen kapita-
liſtiſchen Standpunkt trefflich zur Geltung gebracht. Trotzdem
bildete er ſich ein, er habe mit ſeinem Antrage etwas rechtes
für die Bergarbeiter geleiſtet. Die Naivetät unſerer bürger-
lichen Helden geht eben weit. Herr Dippe wollte aus dem
Kommiſſionsbeſchluſſe eine Beſtimmung ausmerzen, die der Re-
gierung verfaſſungswidrig und unannehmbar erſchien, nämlich
das Verbot der politiſchen Betätigung der Ausſchußmitglieder.
Andererſeits wollte freilich der Antrag Dippe den Kern der
erzreaktionären und arbeiterfeindlichen Kommiſſionsbeſchlüſſe
aufrecht erhalben, und das iſt ihm trefflich gelungen. Sein
Antrag ſollte dafür ſorgen, daß die Tätigteit der Ausſchüſſe
den Unternehmern niemals unbequem werden können; die
Ausſchüſſe ſollten darauf hinarbeiten, daß das gute Ein-
vernehmen zwiſchen der Belegſchaft und den Gruben-
baronen erhalten bleibe oder wiederhergeſtellt werde. Ein Ar-
beiterausſchuß, der ſeine Zuſtändigkeit überſchreite, ſollte nach
dem Antrag Dippe durch das Oberbergamt aufgelöſt oder auf
drei Jahre außer Kraft geſetzt werden. Man ſieht, wie ſich
Herr Dippe das „gute Einvernehmen“ zwiſchen Arbeitern und
Unternehmern denkt. Nun war zwar ſchon 1903 bei der Wahl
das „gute Einvernehmen“ zwiſchen ihm und den Bergleuten
des hieſigen Kreiſes ſo flan, daß er in vielen Dörfern kaum
einige Stimmen bekommen hat; ſein Antrag zur Berggeſetz-
novelle wird jedoch noch weiter dazu beitragen, daß das „gute
Einvernehmen“ zwiſchen den Bergleuten und Herrn Dippe
am nächſten Wahltage und für immer gänzlich „außer Kraft
geſetzt“ wird.

Teuchern. (Eig. Ber.) Wie ein Hofmeiſter die
Leute zu e Se verſteht. Der Fuhrwerksbe-
ſitzer Robert Gün h von hier beſchäftigt in ſeinem Betriebe
20 bis 23 Geſchi rer Dieſe ſtehen unter dem Kommando
des Hofmeiſters Pil ling. Vor etlichen Jahren ſelbſt noch
als Knecht tätig e ſcheint er das aber nicht mehr wiſſen
zu wollen. Vor etlichen Wochen verendete ein Pferd, darüber
war der Hofmeiſter ſehr m und hätte lieber
der Geſchirrführer hätte an Stelle des Pferdes das Leben gedenn er traktierte denſelben mit folgendem Erauh:

„Wenn Du draufgingſt, wäre es lange nicht ſo gefährlich, Du
haſt das junge Leben mit Gewalt unter die Erde gebracht und
Deinen Herrn um 650 Mk. gebracht.“ Kommt irgend etwas
vor, was nicht ausgeführt iſt, wie es er wurde, dann
fallen aus dem Gehege ſeiner Zähne Worte wie: Euch Bande
müßte man die Radehacke vor den Kopf ſchlagen, oder: Jhr
elende, faule Nation, auf das Zuchthaus müßte man Euch
bringen, Stromer, Vaygabunden, Zuchthäusler, großes Rind-
vieh, halb und ganz Dummer. Wird ein Pferd mit Hilfe der
Peitſche angetrieben, dann will Pilling mehr Mitleid zu ſeinen
Pferden bezeugen als zu ſeinen Mitmenſchen.

Dieſe Zeilen ſollen mit dazu beitragen, Herrn Günſchere,
welcher als humaner Arbeitgeber gilt, von dem Treiben ſeines
Hofmeiſters Kenntnis zu geben. Aber auch die Geſchirrführer
ſollen daraus eine Lehre ziehen, daß es einzelnen nicht mög
lich iſt, hierin Wandel zu ſchaffen, ſondern ein gemeinſamer
Zuſammenſchluß zur Organiſation. Und das iſt in dieſem Be
a der Verband der Handels und Transportarbeiter Deutſch
ands.

Sangerhauſen. (Eig. Ber.) Das Reichstagsmandat des
Herrn Scherre iſt von der Wahlprüfungskommiſſion des Reichs
tags beanſtandet worden. Es werden Erhebungen über meh-
rere als weſentlich erachtete Proteſtpunkte vorzunehmen ſein.
Das Plenum des Reichstags hat zwar noch nicht geſprochen,
doch unterliegt es keinem Zweifel, daß es dem Kommiſſions-
beſchluſſe beitreten wird. Der Wahlproteſt iſt vom Pfarrer
Kötſchke eingelegt worden, weil der hieſige Bürgermeiſter und
der Landrat ein Flugblatt für Scherre mit ihren Amtstiteln
unterzeichnet haben. Die Wahlprüfungskommiſſion wollte
neuerdings das als weniger erheblich angeſehen wiſſen. Das
Plenum des Reichstags hat jedoch vor acht Tagen bei Kaſ-
ſierung des Pauliſchen Mandats, bei dem dasſelbe vorlag, ge
zeigt, daß es darin keinen Spaß verſteht. Es iſt alſo nicht
unmöglich, daß auch das Scherreſche Mandat für ungiltig er-
klärt wird. Bei der Hauptwahl 1903 erhielten Stimmen
Scherre 6771, Genoſſe Simon 5842, Kötſchke 2489, v. Bodel-
ſchwingh (Bund der Landwirte) 2353 und Raßberg (freiſinnig)
1732. Bei der Stichwahl ſiegte Scherre über Simon mit
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11 081 gegen 8017 Stimmen. Vielleicht wird der ße
Slimmenüberſchuß Scherres dieſen vor Kaſſierung ſeines Man-
dats retten; aber es muß, wie ſchon geſagt, immerhin mit der
W lichkeit gerechnet werden, daß unſer Kreis etwa in Jahres
friſt vor eine Nachwahl geſtellt wird.

Artern. Ein furchtbares Verbrechen ausEiferßicht iſt hier geſchehent Der Schloſſer Grunert knebelte
ſeine Ehefrau, begoß ſe dann mit BVenzin und zündete ſie an,
wodurch ſie gräßliche Brandwunden erlitt. Der Grund zu dem
Verbrechen war unbegründete Eiferſucht.

Eisleben. Wie die Mansfelder Kupferſchiefer-hanende Gewerkſchaft arbeitet, darüber läßt ſich
die Deutſche Klempnerzeitung wie folgt aus: „Nach dem Ver-
waltungsbericht haben die Betriebe der Gewerkſchaft im Jahre
1904 ein befriegendes, finanzielles Reſultat ergeben. eim
Kupferſchieferberghau und Hüttenbetriebe iſt zwar der Erlös
für die Tonne Raffinadkupfer um 18.80 M. geringer aus-
gefallen als im Vorjahre, dafür iſt aber der Silberpreis um
479 M. pro Kilogramm höher geweſen. Die im letzten Quartal1904 eingetretene erhebliche Steigerun des Knpferpreiſes iſt

indeſſen dem Reſultat des ganzen Jahres 1904 noch nicht zugute gekommen, ſie wird erſt das Reſultat des Jahres 1905
beeinfluſſen. Jm ganzen betragen die Debets Einnahmen für
verkaufte Produkre der Mansfelder Kupferſchieferberg- und
Hüttenwerke ausſchließlich der Schlackenfabrikate im Jahre 1904
30 918 699 Mark. Es ſind vereinnahmt für Raffinadkupfer
19 761 807 Mark, für Silber 7832 618 Mark, für ſilberhaltiges
Plattenkupfer 2634 636 M. Beim Kupferſchieferbergbau und
Hüttenterriebe einſchliesl. der Schlackenfabrikation iſt Ueberſchuß
To92 223, bei einem Ertrage von 3 091 166 M. erzielt. Die Neben-
werke haben ebenfalls befriedigende Ergebniſſe erzielt. Die
Deputation hat beſchlofſen, eine Oſterausbeute von 35 M. pro
Kux zu verteilen, ſo daß einſchließlich der bereits verteilten Ab-
ſchlagsausbeute im ganzen wieder 2764800 M., das ſind 40
Mark pro Kux für das Jahr 1904 zur Verteilung kommen.“

Dafür ſind auch die Arbeiter des Mansfelder Landes volitiſch
und wirtſchaftlich geknechtet. Schmeißt ihnen die Gewerkſchaft
von ihrem Rieſengewinne ein paar Brocken in Form einer
minimalen Lohnerhöhung zu, dann jubelt die kapitaliſtiſche
Preſſe über das ſoziale Empfinden der Leitung des Unter
nehmens. Die Gewerkſchaft verſteht ſich prächtig auf die Sozial
politik der herrſchenden Klaſſen.

Eisleben. (Eig. Der Der Schulknabe Zottmann fand
eine Patrone, die er zur Exploſion brachte, wobei ihm das
Geſchoß die linke Hand durchſchlug. Dadurch ſcheint eine Blut-
vergiftung ſtattgefunden zu haben, denn der Arm ſchwoll der-
maßen an, daß kliniſche Hilfe in Anſpruch genommen werden
mußte. Darum mögen die Eltern ihre Kinder bei derartigen
Funden warnen.

Seit Mittwoch kurſiert hier das Gerücht, die Witwe Sch.
habe ſich ſamt ihrer Tochter erhängt. Am Freitag öffnete die
Polizei die Wohnung, da einige ſchon verdächtigen Geruch ge
wittert haben wollten. Derweil befinden ſich die Totgeſagten
wohl und munter in Weſtfalen. Menſchenmengen hielten ſtun
denlang die Glockenſtraße und den Füdenhof veſetzt und hielten
Maulaffen feil. Was für ein nichtsnutziges Subdfjekt dieſen Ver
dacht wohl mag ausgeſprengt habenEin Fahrſchein 5 eft darf nur von demjenigen be-
nutzt werden, für den es ausgeſtellt iſt. Der Schneider Höritz
in Leipzig, früher hier, war mit einem ſolchen Fahrvillett,
welches ein Reiſender nicht mehr ausnutzen wollte, nach Leip-
zig gefahren, und ſollte dadurch, daß er dieſe Fahrgelegenheit
benutzte ohne dafür zu zahlen, den Fiskus um 2.90 M. ge
ſchädigt haben. Er wurde wegen Betrug mit 10 Mark be-
ſtraft.

Mansfeld. (Eig. Ber.) 40 Pfennig Vorteil
eine Woche Gefängnis Der frühere Schaffner der
Mansfelder elektriſchen Kleinbahn. Karl Münck, hatte am
20. Februar d. J. einem Kinde, das mit ihm fuhr, einen ver-
brauchten Fahrſchein über 40 Pfennig verabreicht und die
Fahrſcheingebühr in ſeine Taſche geſteckt. Als der Kontrolleur

entdeckte er die Sache ind brachte Münch wegen Be-
trugs zur Anzeige. Der BVeſchuldigte wollte die Tat im Jerr-am,

tum begangen haben mit dem Hinweiſe, er habe einmal von
ſeinem Block verſehentlich zwei Faprſcheine abgeriſſen. Da-
durch hätte er einen Schaden von 40 Pfennig erlitten, und um
dieſen wieder wett zu machen, habe er den Schein nachträglich
verwendet. Durch die Beweis aufnahme vor dem hieſigen
Schöffengericht wurde die Sache aber anders dargeſtellt und
Münch wegen Betrugs zu 4 Wochen Gefängnis verur!eilt.
Seine gegen dieſes Urteil bei dem Halleſchen Landgericht ein
gelegte Berufung wurde verworfen.

Gerbſtedt. Eig. Ber.) Here und Geſtändnis. Die
landwirtſchaftliche Arbeiterin Marie Driemel von Tſchechen
hamer war vom hieſigen Schöffengericht wegen Diebſtahls zu
2 Wochen Gefängnis verurteilt worden, weil ſie im Oktober
vorigen Jahres ihrer Arbeits kollegin Anna Lydias aus Heiligen-
thal 140 M. weggenommen haben ſollte. Der Diebſtahl iſt geſchehen am 16. Dktober gelegentlich des Kirchganges der Lydias.

Die Driemel war allein im Zimmer zurückgeblieben, und die
Lydias hatte das Verſteck, in dem ſie ihr Geld aufbewahrt
hatte, nach ihrer Rückkehr leer gefunden. Vor dem Schöffen-
gericht hatte die Angeklagte die Tat auch unumwunden ein-geränmt und angegeben, g. habe das Geld genommen um ihre

Eltern damit zu unterſtützen. Bei der gegen das erſte Urteil
vor dem Landgericht Halle eingelegten Berufungsverhandlung
gab die Angeklagte geſtern aber an, ſie wäre von der Lydias
zu dem Geſtändnis gezwungen worden. Die Beſtohlene habe
ihr geſagt, ſie habe bei einer Hexe bezüglich der Täterin „Er-
kundigungen“ eingezogen und da habe die Here der Lydia er
ählt, das Geld habe die Driemel, und wenn dieſe den Dieb-ab nicht einräume, werde ſie „verdorren“. Um nun nicht zu

„vertrocknen“, habe ſie in der Angſt die Tat auf ſich genommen.
Da nun die Zeugin Lydias die gut erfundene Geſchichte rund-
wegt in Abrede ſtellte, konnte die Angeklagte bei den Holleſchen
Ri n keinen Glauben finden. Jhre Berufung wurde ver-
worfen.

Schmiedeberg. Die Lohnbewegung der Töpfer
iſt zugunſten der Gehilfen beendet worden. Die Maurer
werden ganz wahrſcheinlich Montag, den 29. Mai, die Arbeit
nicht wieder aufnehmen, da dte Meiſter einen ablehnenden
Standpunkt vertreten gefordert werden 33 Pfg. Stundenlohn.

Großtreben. Geſtern gegen Mittag ſtürzte ein Maler, wel
cher beim Gutsbeſitzer Wagner mit Anſtreichen des Hauſes be
ſchäftigt war, vom Gerüſt und ſtarb kurz darauf Er hatte
ſich durch Aufſchlagen des Kopfes einen Schädelbruch zuge-
zogen.

Merſeburg. (Eig. Ber.) Unter ar Namen
hatte der frühere Kaufmann jetzige Expedient Ernſt Näther
von hier bei einer Firma 25 Flaſchen Kognak beſtellt. Näther
hatte den Offenbarungseid geleiſtet und war damals
mögenslos, infolgedeſſen die Firma geſchädigt wurde. Das
Halleſche Landgericht, das ſich am Sonnabend mit der Sache
beſchäftigte, verurteilte Näther wegen Urkundenfälſchung und
Betrugs zu 4 Wochen Gefängnis.

Merſeburg. Die geſtrige Kenoſſenſchaftsver ſammlung war ungemein ſtark beſucht. Jn beftäger
Redeſchlacht kämpften Peus-Deſſau und Suchsland-Halle. Erſt
nach 1 Uhr war die Verſammlung zu Ende. (Näherer Bericht
folgt.)

Spergau. Wnglücksfall. Ein Kind von hier fiel
zur Erde und verletzte ſich durch einen ſcharfkantigen Stein
derart am Auge, daß es ſofort zu Wagen nach Dürrenberg
zum Arzt gebracht werden mußte.

U rllr l rTorgau. G Ber.) Der Kam f um die Fort-
bildüngsſchule. Jn der letzten Stadtverordneten
tzung wurde nach heftiger Debatte die Errichtungeiner

ver-

h Fortbildungsſchule beſchloſſen.ereits im November r Jahres waren die Handwerks
meiſter zu einer Beſchlußfa bng über dieſen Punkt zu einer
Sitzung geladen, in der ihnen durch einen Vortrag der Zweck
und Nugen einer Fortbildungsſchule erläutert wurde, aber
unſere Handwerksmeſſter hatten dafür keinen Sinn und ſprachen
z aus finanziellem Intereſſe einſtimmig dagegen aus, und
egten dort ſolches Verſtändnis 3 den Tag, daß, der Bürger

meiſter ſich in der am 2. Mai d. J. zuſammenberufenen Sitzung
der Arbeitnehmer, da auch dieſe zu dieſer Frage gehört wer
den müſſen, dahin äußerte, eine folche rückſtändige Mein
hätte er nicht geglaubt, daß ſie hier unter den w.
meiſtern vorhanden wäre, und er hätte ſich geſchämt, das Re
u dem Regierungspräſidenten mitzuteilen. r Herr

ürgermeiſter gab auch einige dieſer Redeblüten der Herren
Arbeitgeber zum beſten und erklärte, da die Errichtung einer
olchen Schule notwendig wäre, da hier 253 Lehrlinge vor
anden wären, und er von den Arbeitnehmern ein anderes Re
ultat erwarte. Gen. Hilſe trat mit warmen Worten für die
Errichtung der Fortbildungsſchule ein und rückte das Verhalten
der Arbeitgeber ins rechte Licht; er ſprach gleichzeitig den
Wunſch aus, die Unterrichtsſtunden in die Arbeitszeit ver
legen, da nach der Arbeitszeit der Lehrling ermüdet in
ſo 3 unfähig zum Lernen wäre.achdem ſich noch einige Arbeitnehmer dafür geäußert hatten,
ergab die vorgenommene Abſtimmung, daß mit Ausnahme
zweier Meiſterſöhnchen, welche ſich der Abſtimmung enthielten,
und eines Fleiſchergeſellen, welcher dagegen ſtimmte, ſämtliche
Anweſenden ſich dafür erklärten.
Auch in der r ſtieß die Vorlage aufſcharfen Widerſtand und einige, ſich ſtets als liberal gebärdende

Stadtväter, die Herren Dreiberg, Menge und Pittack, zeigten
ich hier als die waſchechteſten Reaktionäre, indem ſie ſich
gert dagegen wandten; trotzdem wurde, wie anfangs geſagt,ie Errichtung einer Fortbildungsſchule beſchloſſen.

Erfurt. n die Hirſchlatrunken iſt am Sonntag Mitte
einhalb Jahre alte Sohn desFehr. Evt gegen 2 Uhr gelang
aufzufiſchen.

Magdeburg. Der Kampf im Holzgewerbe ſttſt
beendigt und zwar auf folgender Grundlage: Es ſoll eine ſo
fortige arten der Arbeitszeit um eine Stunde pro Woche

1

9 geſtürzt und er-urz nach 12 Uhr der vier-
erſicherungsagenten Wilhelm

es, den kleinen Leichnam

bei gleichzeitiger Erhöhung des Stundenlohnes um 3 Pfennig
eintreten. Vom Januar 1906 ſoll die Arbeitszeit umweitere 2 Stunden verkürzt und eine weitere Zulage von 2 Pf.
gewährt werden. Der Durchſchnittslohn ſoll alſo jetzt bei 56-
ſtündiger Arbettszeit 4554 Pfg., vom 1. Januar 1906 ab bei
54ſtündiger Arbeitszeit 4724 Pfg. betragen. Ebenſo enthält
der neue Tarif Beſtimmungen über die Feſtſetzung der Preiſe
bei Akkord- und Ukberlandarbeit. Zur Regelung eines Tarifs
3 Anſchläger und Einſetzer ſoll eine dreigliedrige Kommiſſion
eitsdauer iſt bis 31. März 1908 feſtgeſeht.

der Arbeitnehmer zur Beratung zugezogen werden. Die Giltig-

Thale a. H. Tödlicher n BeimRangieren beladener Eiſenbahnwagen auf dem hieſigen Eiſen-
hüttenwerk geriet ein 20jähriger Arbeiter zwiſchen die Puffer
zweier Wagen, wobei ihm der Bruſtkaſten gequetſcht wurde.
Er war auf der Stelle tot.

Thaldorf bei Querfurt. Genuß von giftigenBeeren. Kinder des Arbeiters A. Grimm ſind am Ge-
nuſſe von Nachtſchatten erkrankt. Ein Mädchen von 9 Jahren
iſt am Sonnabend bereits geſtorben.

Gerichtsſaak.
Ctrafkammer.

Halle, 20. Mai 1005.
Vorſitzender: I dgerichte Direktor Zacke; Ankläger: Staats

anwalt Dr. Schmidt.
Wegen eines Zuſammenſtofßes mit der elektriſchen Bahn

am 7. i d. J. wurde der Geſchirrführer Friedrich Senf
zu 20 Mk. Geldſtrafe ev. 4 Tagen Gefängnis verurteilt.

Vertagt wurde die Sache des Agenten und Reſtaurateurs
der vom Schöffengericht wegen Betrugs zu 60 Mk.

Geldſtrafe verurteilt worden iſt, weil er einigen Perſonen in
unehrlicher Abſicht für Stellenvermittelungen Geldbeträge ab-
genommen haben ſoll. Die Sache wird ſpäter noch einmal
das Berrfungsgericht beſchäftigen.

Verworfen wurde die Berufung des Arbeiters Ernſt Loß
von Unterpeißen, der vom Schöffengericht Könnern wegen
Hausfriedensbruch und Beleidigung zu 3 Wochen Gefängnis
verurteilt worden iſt. Ein Lehrer hatte des Angeklagten
Jungen wegen einer Unart gezüchtigt. Der Angeklagte war
darüber in Erregung geraten und gelegentlich einer Zurede-
ſtellung des Lehrers aus der Rolle gefallen.

alle, 22. Mai.
Vorſitzender: Landgerichtsrat Erler; Ankläger: Staats

anwalt Schlütter.
Ein Sittenattentat des 15jähr. Knechts Franz Hentſchel

aus Jüdenber bei Gräfenhainichen brachte dieſen wegen Ver
gehens gegen 8 175 Abſatz 3 des Str.-G.-B. unter Anklage.
Hentſchel räumte ein, im März und April mit der 7 jährigen
Tochter ſeines Dienſtherrn unzüchtige Handlungen vorgenommenzu haben. Die Verhandlung entzog ſich wegen Sittengefahrdung

der Oeffentlichkeit und hatte das Ergebnis, daß der Angeklagte
bedingt zu 4 Monaten Gefängnis verurteilt wurde.
Verworfen wurde die Berufung des Rohproduktenhändlers

Hermann Könnicke von Hettſtedt, der vom dortigen Schöffen-
gericht wegen Hehlerei zu 1 Monat Gefängnis verurteilt wor
den war, weil er etwa 23 Pfund Kupferſchlacke, die ein Hütten
mann in einem Schacht wegnahm. an ſich gebracht hatte. Jener
Hüttenmann konnte nicht mehr belangt werden, da der Dieb-
ſtahl vor 5 Jahren paſſiert iſt, und deshalb Verjährung ein
getreten war.

Gleichfalls verworfen wurde die Berufung des Zimmer-
manns Hermann Kapphammel von Niemegk, der zu vier
Wochen Gefängnis verurteilt worden war, weil er aus dem
Götſchewald Holzſtücke und aus dem Bereich eines Guts
beſitzers einen Pflaumenbaum mitgenommen hatte.Unter Aus chiuß der Oeffentlichkeit wurde verhandelt
gegen den 52 jährigen Arbeiter Lorenz Kuffel aus Radewell,
der wegen Sittenverbrechens bereits mit 5 Jahren h
vorbeſtraft iſt. Der Angeklagte befand ſich in Unterſuchungs-
haft und wurde beſchuldigt im Burgwalde bei Radewell mit
mehreren 8 bis 10 jährigen J unzüchtige Handlungen
vorgenommen zu haben. as Gericht ſchenkte den Angaben
der Zeuginnen Glauben und verurteilte Kuffel zu 2 Jahren
Zuchthaus und 5 Jahren Ehrverluſt.

Gewerkſchaftliches.
Die Berliner Koffermacher haben die Fortſetzung des

Streikes beſchloſſen.
Jn der Vereinigten Berlin- Frankfurter Gummiwaren

fabrik iſt Streik ausgebrochen.
Metallarbeiter. Bei der

ſtädter Herdfabrik und Eiſengießerei, habe
kündigt. Andere Firmen in Darmſt
Arbeiter auszuſperren.

Die Schmiede in Berlin haben geſtern morgen bei allen
Arbeitgebern, die den geforderten Tarifvertrag nicht unter
zeichnet haben, die Arbeit niedergelegt. Bis geſtern mittag
waren 1000 Streikende zu verzeichnen. 100 Schmiedemeiſter
mit 350 Geſellen haben den Tarif bereits unterzeichnet.

irma Röder, erſte Darm-
die Arbeiter gebeabſichtigen iſre
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Krankheit nicht erſcheinen konnte, ausfallen reſp. einer anunt. Anträge

Setzte Rachrichten.
Wieder ein Unglücksfall anf der Straßenbahn.

Nach 41 Uhr ſprang ein 13--14jähriges Mädchen in der
Magdeburgerſtraße gegenüber der chirurgiſchen Klinſk von dem
in voller Fahrt befindlichen elektriſchen Straßenbahnwagen.
Das Mädchen blieb beſinnungslos liegen und wurde von Paſ-
ſanten in die chirurgiſche Klinik getragen. Von anderen Ver
letzungen abgeſehen, hat die Verunglückte ſchwere Wunden am
Kopfe davongetragen.

Aus dem Reiche.
Berlin. Ein undebegräbnis. Eineopde meldet: Wird da in einem erſten Spielwaren

n der Veipzigerſtraße antelephoniert, man ſolle ſofort
50 Mk. feinſter Puppenbettdecdlen zu der Frau Rentierenach der er änerſteeß in Wilmersdorf ſenden. Aber 8

Eine halbe Stunde ſpäter erſcheint denn auch der Ernte mit
den Puppenbettdecken im Werte von etwa 50 Mk. nd wo
werden die Puppenbettdecken hineingelegt Nicht etwa in ein
Puppen- oder Kinderbettchen, ſondern in einen kleinen, koſt
baren Sarg. Sorgfältig wird alles eingebettet und wenige
Minuten folgt die Leiche eines alten, krummbeinigen

eckels. Noch ein letzter Blick der Beſitzerin auf den geliebten
dahingeſchiedenen Lebensgefährten und der Deckel des Fer
wird geſchloſſen. Ein Träger erſcheint und überführt bie
letzten Reſte des Teckels in ſeiner koſtbaren Umhüllung nach
dem Garten des Villengrundſtückes. Die Beſitzerin und meh

Se
r etwa

i

rere Freundinnen folgen als Leidtragende. Unter einem
Tannenbaum iſt die Gruft bereits gegraben. kleine S
wird herabgelaſſen, und nun fließt gar manche Träne. s
zwiſchen hat ſich vor dem Gartenzaun auf der Straße eine

Cgroße Menſchenmenge r die dem eigenartigen
gräbnis mit wachſender Spannung zugeſehen.

Wie hoch mag ſich die Summe belaufen, die dieſe ſentim
tale Hundemadame jährlich den Bettlern an ihrer Türe verab-
folgen läßt

Brandenburg. Wieder eine amilden-trag ödie. Geſtern 32 hat der Bankier Theodor Böwer
ſeine Frau und ſein 4jfähriges Töchterchen und dann ſich ſelbſt
durch je zwei Schüſſe in Herz und Schläfe gezötet. Als Grund
Eiferſucht iſt hier geſchehen. Der Schloſſer Grunert knebelte
Schwiegereltern große finanzielle Verluſte.

Chemnitz. Jn Gornsdorf im Erzgebirge hat ſich ein tra
giſcher Vorfall abgeſpielt. Jn einem Koffer, deſſen Deckel zu
gefallen, erſtickten zwei Knaben

Heilbronn. Jn der Sennteg Nacht legte in dem benach
barten Dorfe Schwaigern ein Großfeuer 13 Wohn- t

auWirtſchaftsgehäude in Aſche. Der Schaden beläu
etwa 300 000 Mk. Ein Freierwehrmann verunglückte bei den
Löſcharbeiten und iſt inzwiſchen ſeinen Verletzungen erlegen.
35 Famitien ſind obdachlos. Dem Brande fiel a das Rat
haus zum Opfer.

Vermiſchtes.
Jm Bosruk-Tunnel bei Bozen (Tirol)

fand r vormittag eine fürchterliche Exploſion ſtatt, der
17 Arbeiter zum Opfer fielen. Wegen der im Tunnel
re Ren giftigen Gaſe waren Rettungs- Arbeiten noch nicht
möglich.

Von der Genickſtarre. Bis zum 30. April d. J. ſind
in ganz Preußen 1935 Erkrankungen und 994 Todesfälle an
dieſer Krankheit beobachtet worden, von denen 1814 bezw. 932
allein auf die Provinz Schleſien entfallen. Jn Berlin
ſtarb der Eiſendreher Delong an Genichſtarre.

Verſammlungsberichte.
Maſchiniſten und Heizer. n der gut beſuchten Ver-

ſammlung vom 13. Mai hielt Genoſſe Koppe einen Vortrag
über Das Leben und Schaffen Friedrich Schillers. Der erſte
Vorſitzende ermahnt die Kollegen, bei Beſetzung von Stellen
in erſter Linie unſern Arbeitsnachweis zu benachrichtigen, da
mit den Verbandskollegen mehr Arbeitsgelegenheit geboten
wird. Der Verbandsvorſtand hatte in ſeiner Sitzun beſchloſſen, die einem Kollegen abhanden mmer en Marken u er
ſeßen, jedoch ſoll in Zukunft ſolches nicht mehr geſchehen.
Ferner wurde angeregt, in nächſter Zeit in Gemeinſchaft mit
den Schkeuditzer Kollegen den Zoologiſchen Garten zu

tigen. (Eingeg. 16. ds.) R. H.Lagerhalter. Die Verſammlung vom 17. Mai war leider
nur mäßig beſucht. Der Vortrag über die geplante Unter
ſtützungskaſſe mußte, da der Referent, Kollege Hermann, wegen

Arbeiter-Riſiko.

dern Verſammlung verſchoben werden. Zum
zur Generalverſammlung wird nach längerer Ausſprache fol
v Antrag geſtellt: „Die bei einer Inventur ſich ergeben-

en Mankos oder Ueberſchüſſe ſind dem Lagerhalter laufend
r Es ſoll dadurch den Kollegen eine ereriſtenz geſchaffen werden; denn daß bei einer Jnventur Fehler

entſtehen, wird wohl jeder Eingeweihte zugeſtehen müſſen, und
daß dieſe Fehler bei ſpäteren Jnventuren wieder erſcheinen,
liegt in der Natur der Sache. Um nun die Kollegen vor
ſolchen Fehlern zu a en, denn in den meiſten Fällen
folgt daraus die Entlaſſung ſoll vorſtehender Antrag in
die Mindeſtforderungen aufgenommen werden.

Jm Verſchiedenen wurde das Vorgehen der Giebichenſteiner
Verwaltung ſcharf kritiſiert, weil ſie guf Grund der Maifeier
ihre Geſchäfte Sonntag vor dem 1. Mai geöffnet hat, da da
durch der Charakter der Maffeier vollſtändig illuſoriſch ge
macht iſt. Von jedem andern Arbeiter wird verlangt, daß er
die Maifeier durch Arbeitsruhe würdig begehen ſoll, wenn er

2 Mirgere 5 ung iſt; die Gie-bichenſteiner Verwaltung dagegen hält adlo äihre r dafür Son r ſhabtos umd u
Die nächſte Verſammlung findet Sonntag vor Pfingſten beiStreicher ſtatt. (Eingeg. 18. ds.) e pf 4

v v— Kriefkaſten der Redaktion.
P. H. in A. Sie dürfen bis ie ren zu einem Drittel Jhres
H. S., Siebichenſtein. Das Armenatteſt bei unehelichenKindern ſtellt das Vormundſchaftsgericht en e

das hieſige Amtsgericht auf, ſendet die Sache nach Schleſien
und beim dortigen Amtsgericht wird Jhnen ein Rechtsanwalt
vom Gericht geſtellt.

ſeit voriges Jahr den 1. Juli SteuernN. Sofern Sie
bezablt. find Sie wahlberechtigt.

Verantwortlicher Redakteur: E. Däumig in Halle.

Allgemeines Aufſehen erregte beim Publikum der Solo-
Wagen der Holländiſchen Margarine-Werke gurgens u.

rinzen in Goch, das ſich ſeit einigen Tagen früh in unſern
traßen bemerkbar macht. Die mächtigen Butterwürfel, mit

denen der Wagen ausgeſtattet iſt, zeugen von der großen Ver
breitung des Solo, der Spezialität der genannten Firma. Jnjedes einſchlägige Geſchäft werden, wie wir vernehmen, got

en zur ckrlng t. und iſt ſomit auch jeder Haus
rau, die vielleicht noch keine Margarine verwendet, Gelegenheit
e eben. einen Verſuch zu machen. Dieſe Probenverteilung
oll dazu beitragen, daß in vielen Haushaltungen beim Butter-

einkauf Erſparniſſe gemacht werden, wenigſtens ſind die Proben
der SoloWaxen von Natuxbutter in Geruch und Geſchmack
nicht zu unterſcheiden, und iſt deshalb wohl anzunehmen, daß
die Solo-Margarine au u Back-i ber e ch zu Back- und Bratzwecken in der
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